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Einleitung. 



Das Thema, welches ich mir zur Behandlung ausgewählt 
habe, betrifft ein grofses und weites Rechtsgebiet. 

Als internationale Unionen über das Recht der 
Weltverkehrsanstalten und des geistigen Eigentums können fol- 
gende völkerrechtliche Verständigungen bezeichnet werden: 

L Betreffend das Weltverkehrsrecht. 

1. Der internationale Telegraphenvertrag vom 
10/22. Juli 1875 (Convention t616graphique internationale) 
mit der letzten Revision von Berlin (1885), anläfslich 
welcher neben dem Telegraphen auch das Telephon 
behandelt wurde. 

Zu dieser Union gehören folgende Staaten: 

Deutschland, Aegypten, die britisclien Kolonialstaaten in 
Australien, Belgien, Bosnien -Herzegowina, Brasilien, Britisch- 
indien, Bulgarien, Kap der Guten Hoffnung, Dänemark, Frank- 
reich nebst Kolonieen, Griechenland, Grossbritannien nebst 
Gibraltar und Malta, Italien, Japan, Luxemburg, Montenegro, 
Natal, Niederland mit Niederländisch-Indien, Norwegen, Oester- 
reich-Ungam, Persien, Portugal, Rumänien, Russland, Schweden, 
Schweiz, Serbien, Siam, Spanien und Türkei. Ueberdies ist 
die Mehrzahl der Privattelegraphengesellschaften, in deren Besitz 
sich ein Teil der unterseeischen Telegraphenkabel befindet, dem 
Vertrage gleichfalls beigetreten. 

2. Der Weltpostvertrag vom 1. Juni 1878 (Union postale 
universelle) zuletzt ergänzt in Lissabon (1885). 

Meili, Internat. Unionen. 1 
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Diese Union umfasst fast die ganze Welt, nämlich: 

Europa, Amerika, Afrika (mit Ausnahme der Inseln Ascension 
und St. Helena, der Republiken Oranje und Transvaal, der 
britischen Kolonieen am Kap und von Natal, der Westküste von 
Afrika), Asien, die spanischen, französischen und niederlän- 
dischen Kolonieen in Australien. 

Im Jahre 1888 trat noch bei: 

1. Frankreich für das Gebiet von Tunis (Schweiz, off. Gesetz- 
samml. N. F. X 601). 

2. Deutschland für sein Schutzgebiet in Südwest-Afrika, die 
Marshallinseln und das Togogebiet (a. a. 0. S. 602 
bis 604). 

An diese zwei Unionen wird sich hoffentlich in kurzer 
Zeit anreihen: 
3. Die internationale Uebereinkunft über den Eisenbahn- 
Frachtverkehr (Convention internationale sur le trans- 
port de marchandises par chemins de fer). 

Das Uebereinkommen wurde unterzeichnet von Belgien, 
Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg, Niederlande, 
Oesterreich-Ungarn, Russland und der Schweiz. 

IL Betreffend das geistige Eigentum. 

1. Die internationale Konvention zum Schutze des gewerb- 
lichen Eigentums vom 20. März 1883 (Union pour 
la protection de la propri6t6 industrielle) mit den projek- 
tierten Zusätzen von Rom (1886). 
Dieser Union gehörten von Anfang an folgende Staaten an: 

Frankreich (mit Tunis), Belgien, Niederlande, Italien, Spanien, 
Portugal, Serbien, Schweiz, Brasilien, Guatemala. 

Femer traten später hinzu: 

a) England (Propri^t^ industrielle I S. 5), 

b) Schweden und Norwegen (a. a. 0. S. 62; off. Schweiz. 
Samml. N. F. VIII 126), 

c) die Vereinigten Staaten von Nordamerika (mit einem auf 
die konstitutionelle Lage bezüglichen Vorbehalte), vgl. 
Schweiz. Bundesbl. 1886 I 259. 

Ursprünglich gehörte noch Salvador zu der Konvention, 
allein es trat dieser Staat wieder aus (Schweiz. Bundesbl. 
1886 III 93 und 1887 I 391) i. 



^ Betreffend Ecuador vgl. Conference internationale de Rome 1886. 
S. 6 unten. 
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Das Deutsche Reich und Oesterreich-Ungarn 
sind leider noch nicht Mitglieder dieser Union. 

2. Der internationale Verband zum Schutze von Werken 
der Litteratur und Kunst vom 9. September 1886 
(Convention concemant la cröation d'une Union internatio- 
nale pour la protection des oeuvres littöraires et artistiques). 
Zu dieser Union gehören folgende Staaten: 

Deutschland, Russland, Belgien, Spanien, Frankreich (mit Tunis), 
England, Italien, die Republiken Haiti, Liberia und die Schweiz. 

Im Jahre 1888 traten noch die Niederlande und Luxem- 
burg bei. — Oesterreich-Ungarn ist vorläufig noch 
nicht Mitglied der Union. 

Alle diese internationalen Uebereinkommen behandeln 
Materien, welche nach der jetzt gangbaren Formulierung dem 
internationalen Privatrechte angehören oder unter das Völker- 
recht fallen. Es sind hier Rechtsnormen ausgesprochen über 
Gebiete, welche bezüglich der privatrechtlichen Fragen 
im Deutschen Reiche, soweit es sich um das interne Recht 
handelt, von dem neuen Civilgesetzbuchentwurfe ad 
separatum ^ gewiesen wurden : teils werden sie in Specialgesetzen 
behandelt, teils finden sie ihre Berücksichtigung bei der Revision 
des Handelsrechts. 

Ich habe mir nun keineswegs die Aufgabe gestellt, die in 
diesen Rechtsunionen enthaltenen Normen hier im einzelnen 
zu erörtern oder genau festzustellen, welche dem internationalen 
Privatrechte und welche dem Völkerrechte angehören. Wäre 
dies meine Idee gewesen, so hätte ich den Gegenstand sachlich 
beschränkt. 

Meine Absicht ist, in einem Gesamtbilde die genannten 
Rechtsunionen vorzuführen, deren juristischen Wertinhalt zu 
skizzieren, namentlich auch die darin sanktionierten kosmopoli- 



^ Vgl. Alexander-Katz, Erläuternde Anmerkungen zu den Vorschriften 
des Entwurfs eines bürgerlichen Gesetzbuchs für das Deutsche Reich. Ber- 
lin 1888 S. 9 u. 10; Entwurf eines Einftthrungsgesetzes zum hürgerlicheft 
Gesetzbuche mit Motiven. S. 67, 150 u. 151. 

1* 
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tischen Privatrechtsgüter^ kurz zu illustrieren und sodann 
zu untersuchen, welche Bedeutung jenen Rechtsschöpfungen im 
Gebiete des internationalen Rechts zukomme, insbe- 
sondere, ob diese Unionen vielleicht geeignet wären, in der 
praktischen Völkerrechtswissenschaft einen Markstein 
darzustellen, von welchem ausgehend unter gewissen näher 
zu bezeichnenden Umständen neue juristische Erobe- 
rungen gemacht werden können. 

Der juristische Gehalt der spezificierten Rechtsunionen, ihre 
Unterlage, ihr Zweck und, ich möchte sagen, ihre ganze Himmels- 
richtung ist nun allerdings verschieden und das lokale Herrschafts- 
gebiet derselben variiert erheblich. Indessen ist es doch leicht, 
dieselben in die zwei schon genannten grossen Gruppen zusammen- 
zufassen, und ich hoffe, dass die weiteren Bemerkungen, welche 
ich an die fraglichen Verwaltungsinstitute des internationalen 
Rechts knüpfe, sich in natürlicherweise anreihen und dass sie nicht 
als unzweckmässig oder unrichtig werden bezeichnet werden. 



^ Dabei gebe ich mich natürlich nicht der Illusion hin, dass mit dieser 
Skizze die wissenschaftliche Aufgabe der Jurisprudenz erschöpft sei. 
Im Gegenteile eröffne ich hier über die Fragen, welche die internationalen 
Rechtsunionen erzeugen, nur die Diskussion. Was ich hier bezwecke, ist 
im Grunde nur eine kurze Charakteristik der grossen Institute. Später 
muss sich an diese kursorische Zusammenfassung der grossen Linien die 
juristische Filigranarbeit bezüglich jedes einzelnen Artikels der Unionen 
und ihrer Grundlagen anschliessen. 



Erster Teil. 
Die bestehenden internationalen Unionen. 



A. Die Unionen Aber das Recht der Yerkehrsanstalten. 

Der Mensch ist eigentlich erst durch die modernen Welt- 
verkehrsanstalten intensiv auf den Boden des realen inter- 
nationalen Rechts gestellt worden. Durch diese Institutionen 
empfängt er die Weihe eines mobilen Weltbürgers, der mit 
ihrer Hülfe geistigen und geschäftlichen Verkehr mit dem ganzen 
Erdenrunde unterhält und sich in einen anderen Staat hinbe- 
giebt, wenn ihm die Einrichtungen oder Verhältnisse des ein- 
heimischen Staats nicht behagen. 

Die einzelnen Verkehrseinrichtungen sind nun allerdings 
sehr verschieden von einander und sie lassen sich nach sehr 
divergierenden Gesichtspunkten klassifizieren. Nicht blos kann 
der Eigentümer des Transportunternehmens zum Ausgangspunkt 
der Einteilung genommen werden, sondern auch die Beschaifen- 
heit oder der technische Charakter der Transportwege, femer 
das Objekt, dessen Fortbewegung die einzelnen Verkehrsmittel 
dienen, die Klassifikation der Transportwege (Haupt- und Neben- 
wege) u. s. w. 

Allein auf dem internationalen Boden können wir uns füg- 
lich begnügen mit der Hauptgruppierung, die von der Transport- 
Spezialität ausgeht. 

Damach ist zu unterscheiden: 
1. Der Transport von Personen und Sachen: 

a) durch Eisenbahnen, 

b) durch Posten. 
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Diese zwei Anstalten bilden das Elitecorps des Weltver- 
kehrs bezüglich des Waaren- und Personentransportes. Dazu 
sind noch die Schiffe auf der See zu zählen. Dagegen spielen 
internationalrechtlich die Fuhrleute, Dampfechiflfe, 
Tramways ^ und Pferdebahnen und ähnliche Einrichtungen ^ noch 
keine Rolle und auch die Entwicklung des Velocipedes zu einem 
Velociped-Omnibus (dem Dreirad folgte schon das Ftinfrad) ist 
ein Zukunftsbild, so dass ein „Velociped- Recht" noch nicht als 
ein Bedürfuiss erscheint. 

Von grosser Bedeutung wird aber später die Luftschiff- 
fahrt (ein nauta des modernen Rechts) werden und ich habe 
eigentlich seit Jahren gehofft, dass ich gerade diese Fragen 
noch darstellen könne*, wie denn auch der grosse Generalpost- 
meister des Deutschen Reiches (v. Stephan) schon lange diesem 
Zukunfttransportmittel eine günstige Prognose gestellt hatte*. 
Vermöge desselben wird eine nicht unbedeutende Umwälzung 
des internationalen Rechtes entstehen und an die Seite des 
letzteren wird ein interstellares oder interplanetares Recht 
treten, auch wenn es z. B. möglich wird zwischen den gewöhn- 
lichen Erdbewohnern und den Leuten auf dem Monde oder 
dem Mars (den Martianern) durch den optischen Telegraph 
eine Art internationaler Volapük-Telegraphie herzustellen. 
2. Der geistige Austausch oder Nachrichten- 
verkehr: 

a) durch die Telegraphie, 

b) durch die Telephonie, 

1 Vgl. Huber, Das Tramwayrecht, Zürich 1889; Hilse, Die Haftpflicht 
der Strassenbahnen und sonstigen Fuhrbetriebe, Berlin 1889. 

2 Die Sänften flihren nur noch in Dresden als öffentliche Ver- 
kehrsmittel ein kümmerliches Dasein. Vgl. Reuleaux, Buch der Erfin- 
dungen VII. 8. Aufl. S. 59. 

^ Wie ich schan in meiner kleinen Broschüre Die Anwendung des 
Expropriationsrechtes auf die Telephonie (Basel 1888) S. 65 Note 1 
sagte, gebe ich die Hoffnung auch jetzt noch nicht auf, später das Becht 
der Luftschifffahrt zu schreiben. Erst mit diesem Transportmittel 
und dem sich daran anknüpfenden Eechte wird auch der Himmel dauernd 
der Jurisprudenz einverleibt. Die Luftschiflfahrt wird den Juristen zwingen, 
seine Dogmatik auch in den Wolken zu verwenden. Viele Theoretiker sind 
freilich jetzt schon inuner in diesen erhabenen Regionen zu Hause ! 

* Stephan, Weltpost und Luftschiffifahrt S. 74. 
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also durch die beiden Mittel, welche Schäflfle^ „reine Benach- 
richtigungs- und Verlautbarungsanstalten" nennt. 

Die Telegraphie ermöglicht eine Weltschrift und die 
Telephonie oder der Femsprechapparat giebt uns die Mittel an 
die Hand ein Weltgespräch zu führen. Die Telegraphie 
ist das Organ des schriftlichen Gedankenprozesses und die 
Telephonie 2 das Instrument der mündlichen Verhandlung. 



^ SchäflFle, Bau und Leben des sozialen Körpers (I. Aufl.) III S. 166. 

^ Beiläufig gesagt halte ich den Namen der Telephonie fiir praktischer 
als den Ausdruck Femsprechapparat oder einen ähnlichen. Die Bezeich- 
nung der Telegraphie — der technischen Schwester der Telephonie — kann 
ja auch in den Ländern deutscher Zunge nicht ausgerottet werden. Ueber- 
haupt darf der Purismus der Sprache nicht zu weit gehen. Es giebt ein 
Stammkapital internationaler Ausdrücke, welche gerade im Interesse des 
Weltverkehrs und des Weltrechts beibehalten werden sollten. 



I. 

Die Telegraphenunion, welche der Initiative des 
französischen Staats entsprungen ist^, steht im Verkehrswesen 
geradezu glanzvoll da und es wäre eine Wortverschwendung, 

_ wollte man.darüber nur noch weiter reden. Die ganze Völker-* 
rVchtlicie^Gliederjing, welche in diesem Verkehrsmittel ge- 
schaffen wurde, die vereinheitlichung^resp.% Vereinfachung der 
Tarife ist eine grossartige Schöpfuü»^ die Jin einzelnen von 
Fischer^ und neulich kurz von Dambach ^ dargestellt 
wbf4öii ist. Ich gestatte mir einzig hier hinzuzufügen, dass das 

\ Deutsche Reiteh auch<ein eigenes staatliches Welttelegraphen- 
bure a^^u haben muss, dessen Verbindungen sich überallhin er- 
strecken: Havas und Reuter müssen durch eine germanische 
Station des deutschen Staates ergänzt werden, — konform der 
Weltstellung, die Deutschland- nun einnimmt. 

In einem gerade umgekehrten Verhältnisse zu der Tele- 
graphengeschäftstechnik und dem Telegraphenorganismus steht 
das nationale und internationale Telegraphenprivatrecht. 
Zwar wird in der Telegraphenunion der Rechtssatz proklamiert. 



^ A. Belloc, la tel^graphie historique depuis les temps les plus recul^s 
jusqu'ä nos jours. Paris 1889. S. 229 u. 230. 

* Fischer, Die Telegraphie und das Völkerrecht. 1876. Der Text 
des internationalen Telegraphenvertrages ist in deutscher Fassung abge- 
druckt bei Fischer, Die deutsche Post- und Telegraphengesetzgebung 
3. Aufl. S. 332. 

^ Dambach in v. Holtzendorffs Handbuch des Völkerrechts III. 
S. 385—337. Vgl. auch Gareis, Institutionen des Völkerrechts S. 163 
u. 164. 
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dass Jedermann die Befugniss habe, mittels der internationalen 
Tel^raphen zu korrespondieren (Art. 1 ) und damit ist zweifellos 
eine wichtige interne Rechtsnorm — ich pflege sie den Kontra- 
hierungszwang der modernen Verkehrsanstalten zu nennen — 
auf den Boden des internationalen Eechtes ausgedehnt. Allein 
wenn es sich um die Frage der privatrechtlichen Haft- 
pflicht der Telegraphenverwaltungen handelt, so stehen wir 
immer noch vor jener eigentümlichen Bestimmung, dass zu 
ihren Gunsten ein absoluter Freiheitsbrief für jede 
Nachlässigkeit, jeden Missgriff, jede Verstümmelung, ja für jeden 
Dolus existiert: es ist eine umfassende Absolution des Tele- 
graphenrechts, die zum Voraus und für alle Fälle aus- 
gestellt wurde. Und als ich im vergangenen Jahre von einer 
deutschen Verlagsbuchhandlung angefragt wurde, ob ich bereit 
wäre ein Lehrbuch des Telegraphenrechts zu schreiben, habe 
ich die Offerte abgelehnt, weil ich mir sagte, dass es im Grunde 
in ganz Europa kein Telegraphen recht, sondern höchstens ein 
Telegraphenunrecht gebe. Ein Lehrbuch aber, das diesen 
letzteren Titel an der Stime tragen würde, hätte wohl nicht 
gerade als Zierde des deutschen Buchhandels erklärt werden 
können ! 

Uebertreibe ich, wenn ich von einem europäischen 
Telegraphenunrechte spreche? Nach den jüngst erschienenen 
Motiven zum Entwurf eines Einführungsgesetzes zum deutschen 
Civilgesetzbuche ^ könnte man es glauben. Es wird nämlich 
dort gesagt, dass der zwischen dem Absender einer Depesche 
und der Telegraphenanstalt abgeschlossene Vertrag „unter den 
einschlagenden Vorschriften des bürgerlichen Rechtes stehe", 
welche zur Anwendung kommen, „soweit nicht in den Tele- 
graphenordnungen enthaltene Bestimmungen ein Anderesergeben". 
Die Telegraphenordnungen umfassen nun aber alle Beziehungen 
der eigentlichen Korrespondenz, so dass eben das normale 
Civilrecht gar nicht „einschlagen" kann. Die Wendung ist 
daher sehr euphemistisch und nicht wohl zutreffend. Wir haben 
die Thatsache vor uns, dass in allen Staaten von Europa für 



1 Motive S. 151. 
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alle möglichen Schädigungen, welche durch Telegramme ent- 
stehen können, eine juristische Verantwortlichkeit mit Be- 
stimmtheit abgelehnt wird. Allerdings kann unter sehr 
erschwerten Umständen die Telegraphenverwaltung ge- 
zwungen werden die bezahlte Telegraphentaxe zurückzugeben, 
allein der Reiz eines solchen prozessualischen Sieges wäre doch 
in der Regel nicht verlockend und jedenfalls ist das id quod 
interest nie zu ersetzen. Auch eine Quote des Schadens 
muss niemals bezahlt werden. Ich lasse dahingestellt, ob viel- 
leicht die Telegraphen-Beamten haftpflichtig erklärt 
werden könnten. Hier kommt es mir einzig darauf an die 
Frage aufzuwerfen, ob der im nationalen und internationalen 
Privatrechte ^ bestehende Rechtssatz, wonach jede Verantwort- 
lichkeit der Telegraphenverwaltung ausgeschlossen wird, 
einer Remedur bedürfe. 

Die Berührung dieser Materie hat für mich speziell von 
dem Orte aus, da ich spreche, etwas jugendlich Erfrischendes 
an sich : als bei dem Beginne des deutsch-französischen Krieges 
die Hörsäle an der Universität Berlin leer und die Räume 
der königlichen Bibliothek verödet waren, suchte ich die 
Argumente zusammen, um in meiner Arbeit über das „Tele- 
graphenrecht" ^ die Haftpflicht der Telegraphenverwaltungen zu 
begründen^. Und heute < — nach beinahe 20 Jahren — • gebe 
ich mir wieder Mühe, die Unhaltbarkeit des bestehenden Rechts- 
zustandes hier zu begründen. 

Und in der That, die Abweisung jeder Haftpflicht der 
Telegraphenverwaltungen ist eine schreiende Ungerechtigkeit, 
ein wahrer Rechtsnihilismus, der energisch bekämpft 
werden muss. 

Freilich ist zu betonen, dass ich keineswegs eine voll- 



^ Betreffend den internationalen Vertrag vgl. Art. 3. Das positive 
deutsche Telegraphenrecht wird dargestellt von Gareis, Deutsches Handels- 
recht 3. Aufl. § 69. 

^ Die Schrift erschien 1871 in erster und 1873 in zweiter Auflage 
in Zürich. 

^ Serafini war es, der mir in der Behandlung des gleichen Stoffes 
vorausging mit der Arbeit il Telegrafo (Pavia 1862). 
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ständige Haftpflicht für alle Fehler und für alle Arten 
von Depeschen befürworten möchte. In dem jugendlichen Feuer 
meiner ersten Liebe zum Telegraphen rechte bin ich allerdings 
soweit gegangen, allein im Vorgefühle, dass dies wahrschein- 
lich nie zu erreichen sein werde, habe ich dieser primären 
These sofort eine zweite eventuelle angehängt, wonach die 
Telegraphenverwaltung wenigstens dann für den Schaden haften 
müsse, wenn die Depesche rekommandiert ist^. ^ 

Ich bin zu der Erkenntniss gekommen, dass bei dieser 
Haftpflichtfrage dem bestehenden Rechtszustande noch weitere 
Konzessionen gemacht werden müssen. Dabei besteht freilich 
die Hofl&iung, dass später der Gedanke der privatrechtlichen 
Verantwortlichkeit von selber sich entwickeln werde. Nach 
meiner Meinung sollte also — unter dem Vorbehalte dieser 
Hoflhung — vorerst dahin gestrebt werden, dass auf dem 
Boden des nationalen und internationalen Telegraphenrechts 
eine Haftpflicht eingeführt werde, wonach wenigstens für 
rekommandierte oder kollationierte Depeschen ein Normalsatz, 
ähnlich wie im Postrechte, bezahlt wird ^. Hierin liegt, wie ich 
glaube, die richtige juristische Therapie des Telegraphenrechts. 

Nun ist es allerdings richtig, dass international- 
rechtlich die Rekommandation der Depeschen nicht mehr 
besteht^ und dass sie auch im internen Telegraphenverkehre 
nur selten existiert. Indessen kann das Institut wieder einge- 
führt werden. Auch liesse sich die Haftpflicht, welche auf eine 
fixe Summe beschränkt würde , schon an die international ein- 
geführte Kollationierung der Depeschen (die auch in 
Deutschland sowie in der Schweiz gegen Bezahlung eines Zu- 
schlages zu der einfachen Taxe besteht) anlehnen. 

1 Mein Telegraphenrecht S. 197 u. 198. 

2 Vgl. auch mein Telephonrecht (Leipzig 1885) S. 244—246. 
Ich bin in dieser Schrift sehr detailliert auf die Haftpflicht der Telegraphen- 
verwaltungen zurückgekommen, weil die Telegraphie und Telephonie ge- 
meinsam verwendet werden können. Vgl. S. 216—266. 

• Die interessante Art und Weise, wie das Institut der rekomman- 
dierten Depeschen auf dem internationalen Boden zugelassen worden und 
dann wieder verschwunden ist, habe ich eingehend in meinem Telephon- 
recht S. 229—242 geschildert. 
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Angesichts dieser Beschränkungen, welche ich meinen 
Beformgedanken im Telegraphenrechte anhänge, verlieren die 
allgemeinen Betrachtungen der Gegner fast ganz an Wert Ich 
glaube, dass jetzt eine Verständigung der feindlichen Tele- 
graphenrechtsbrüder leicht möglich sein sollte. Diese Aussicht 
ergiebt sich schon daraus, dass ein hervorragender Kenner 
dieser ganzen Frage, J. W. Ludewig, seiner Zeit anerkannt 
hatte, dass dem bestehenden Bechtszustande ein odioses Element 
anhaftet Dieser Schriftsteller unterstützte die Einführung 
einer Wertdepesche^: es wäre dies auf dem Gebiete des 
Telegraphenrechts eine Analogie zu den postrechtlichen Wert- 
briefen und Wertpacketen. Auch ein anderer Telegraphen- 
schriftsteller, nämlich Schüttle^, lässt doch trotz seiner Oppo- 
sition gegen mich — er nennt mich immer „eine gewisse Seite" 
— die Berechtigung einer beschränkten Haftpflicht gelten. 

Ich kann hier unmöglich auf das Detail der Gründe und 
Gegengründe eintreten; ich komme an einem anderen Orte 
darauf wieder zurück. Sicher ist aber für jeden denkenden 
Juristen, dass das sog. „Grund- und Lebensprinzip" der 
Nichthaftpflicht beseitigt werden muss. Und die interessante 
Thatsache ist dabei die, dass eigentlich alle Civilisten, alle 
Staatsrechtslehrer (ich will im Vorbeigehen nur an Lab and 
erinnern), alle Völkerrechtslehrer und alle Nationalökonomen 
den jetzigen Ausschluss jeder Verantwortlichkeit auf das 
schärfste verurteilen*. 

Die entscheidenden Gründe lassen sich kurz in folgende 
Sätze zusammenfassen. 



1 J. Ludewig, Die Telegraphie in Staats- und privatrechtlicher 
Beziehung. Leipzig 1872. S. 80. 

* Ludewig a. a. 0. S. 141. 

' Schöttle, Der Telegraph in administrativer und finanzieller Hinsicht. 
Stuttgart 1883. S. 99. 

* Den Detailbeweis habe ich im Telegraphenrechte und im Telephon- 
rechte geliefert. Vgl. noch meine Schrift Das Kecht der modernen Ver- 
kehrs- und Transportanstalten (Leipz. 18S8) S. 114. Vgl. auch Georg Cohn, 
Drei wissenschaftliche Vorträge. Heidelb. 1888. S. 143/144 Note 88. Auch 
dieser Schriftsteller bedauert, dass der „Welttelegraphenvertrag^ jede 
privatrechtliche Verantwortlichkeit prinzipiell ausschliesse. 
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1. Da, wo der Staat eine wesentlich privatrechtliche Thätig- 
keit betreibt — und dies liegt auch im Telegraphenwesen 
vor — kann er unmöglich Privilegien beanspruchen: er 
muss grundsätzlich denjenigen Normen unterworfen werden, 
welche auch gegenüber Privatpersonen gelten. Der Staat 
handelt hier nicht jure imperii, sondern jure gestionis. 

Jedenfalls giebt es gegen eine beschränkte Ueber- 
nahme der Haftpflicht keine überzeugenden Gründe. 

2. Der Staat zwingt vermöge des rechtlichen oder des 
wenigstens faktisch bestehenden Telegraphenmonopols die 
Unterthanen, mit ihm Verträge abzuschliessen. Das 
Publikum hat also keine andere WahP, als dieses 
Kommunikationsmittel anzuwenden und doch sollen ihm von 
vorneherein alle Garantieen benommen sein! Heisst dies 
nicht das Telegraphen recht verstaatlichen? 

3. Der bestehende absolute Rechtsnihilismus, der, wie Schöttle ^ 
sagt, „in der freien Schweiz sogut wie in den Staaten 
des Grosssultans" besteht, hat keine dauernde Beweiskraft. 
Die positive Gesetzgebung schützt zuweilen völlig verkehrte 
Dinge mit ihrer Autorität und schon Cicero sagt klar und 
deutlich, was von den juristischen Helden zu halten ist, die 
sich davon blenden lassen®. 

Nun ist es ja richtig, dass die ausserordentliche Ueber- 
einstimmung der Gesetzgebungen der verschiedensten Staaten 
stutzig machen muss. Indessen ist zu erwidern, dass 
Rechtssätze auch infolge Ansteckung entstehen können, — 
die Jurisprudenz besitzt keine antiseptischen Mittel wie die 
Medizin! Ueberdies ist es ein Mythos, dass alle Staaten 
die Haftpflicht der Telegraphenverwaltungen ausgeschlossen 
haben. 



1 Auch Brinz, Pandekten III, 2. Aufl., § 452 S. 577 Note 28, sieht 
in der Frage der staatlichen Haftpflicht das Faktum als entscheidend an, 
dass das Publikum zu der Benutzung gewisser Einrichtungen „veranlasst 
oder gezwungen wird". 

2 Schöttle a. a. 0. S. 93. 

' lam vero illud stultissimum existimare omnia justa esse quae scita 
sint in populorum institutis aut legibus (Cicero de leg. I 15). 
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a) In England bestand eine vollkommene Haftpflicht 
für das ganze id quod interest bei kollationierten 
Depeschen (repeated messages), aber allerdings nur 
so lange, als die Telegraphie in den Händen von 
Privatgesellschaften lag. Mit der Verstaatlichung 
begann auch die ganze Wendung im Haftpflichtrechte ^. 

b) In Nordamerika haften die Telegraphenverwaltungen 
für allen bei kollationierten Depeschen entstandenen 
Schaden und diese Rechtspflicht kann gar nicht weg- 
bedungen werden^. 

c) Nach dem argentinischen Telegraphengesetze von 
1875 gilt eine unbeschränkte Haftpflicht für den 
Schaden, wenn die Depeschen rekommandiert sind. 
Diese Haftpflicht gilt auch dann, wenn die Rekomman- 
dation nicht stattfand, der Schaden aber dolos 
zugefügt wurde ^. 

Die Wahrheit ist darnach die, dass der Staat immer 
die Neigung hat, seine privatrechtliche Haftpflicht einzu- 
engen: die rechtsnihilistischen Tendenzen scheinen ihm 
überall da, wo er nach der Weise der Privaten handelt, an- 
geboren*. Indessen hat der Generalpostmeister des 
Deutschen Reiches an der internationalen Konferenz 
in Petersburg auseinander gesetzt, dass auch er für eine 
Haftpflicht bei rekommandierten Depeschen 
eintrete. Und Dr. v. Stephan unterstützte die Einführung 
dieses neuen Telegraphenrechtssatzes auch vom Gesichts- 



^ Vgl. meine Schrift: Das Recht der modernen Verkehrs- und 
Transportanstalten S. 112 u. 113. 

2 Vgl. mein Telephonrecht S. 260—262. Scott und Jarnagin, Law 
of telegraphs. Boston 1868. § 147 f. M. Gray, Communication by telegraph 
§ 8, 29, 46, 49 und Greenhoed, Doctrine of public policy. Chicago 1886. 
S. 519—528. 

8 Mein Telephonrecht S. 264r-266. 

* Vgl. auch die Bemerkung von Thaller, Annales de droit commercial I 
S. 88: II est ä remarquer que tout l^gislateur se montre enclin ämod^rer 
la respons£^bilit^) quand l'Etat se trouve en jeu, ä la laisser entiäre et illimit^e 
lorsqu'il s'agit d'un autre contractant 
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punkt der staatlichen Kontrolle und Disziplin: 
gegenwärtig sei das Publikum der Gnade der Angestellten 
ausgeliefert, das auf Grund der Haftpflicht entstehende 
Gefühl der Verantwortlichkeit werde die Telegraphenorgane 
zu grösserer Gewissenhaftigkeit anspornen. Vielleicht ist 
es nicht unbescheiden, wenn ich sage, dass ich alle diese 
Betrachtungen schon in meinem Telegraphenrechte ange- 
stellt habe^. Der Generalpostmeister v. Stephan fügte 
hinzu, dass die Verwaltungen, die eine so beschränkte 
Haftpflicht nicht übernehmen, damit einen Beweis ihrer 
Schwäche geben; denn jede wahrhaft starke Admini- 
stration weiche nicht vor den Folgen ihrer Nachlässigkeit 
zurück ^. 

Angesichts dieser Argumentationen und dieser 
gewichtigen Unterstützung gebe ich die Hoffnung 
nicht auf, dass der im nationalen und internatio- 
nalen Telegraphenprivatrechte blühende Rechts- 
nihilismus in kurzer Zeit fallen werde. Darin werde 
ich weiter bestärkt durch die Ueberzeugung , welche sich im 
allgemeinen Volksleben äussert^. 

Endlich darf ich hier wohl noch hinzufügen, dass der 
schweizerische Juristenverein in seiner Versammlung 
in Neuenburg (2. Oktober 1888) u. A. den Satz aufetellte^ 
dass der Staat für die beim Betriebe der Telegräphie begangenen 
Versehen und den daraus entstehenden Schaden haftbar erklärt 
werden müsse*. 



1 Vgl. mein Telegraphenrecht S. 232, 233 u. 239. 

2 Ich habe das ganze Votum von Dr. v. Stephan in meinem Tele- 
phonrechte S. 237 abgedruckt 

^ Vgl* gegen „die völlige Haftlosigkeit" die Stimme von Reuleaux, 
Das Buch der Erfindungen VII, 8. Aufl., S. 657; ferner Leroy-Beaulieu in 
der Revue des deux mondes, 89. Bd. (1888) S. 581. 

* Dieser Resolution ging ein treffliches Referat von Ziegler voraus, 
das abgedruckt ist in der Zeitschr. f. Schweiz. R. N. F. VII S. 481 ff. ; 
vgl. spezieU S. 513—516 und die Verhandlungen S. 621 ff., speziell S. 632 ff. 
u. 640. — In dem schweizerischen Rechte lässt sich die Ansicht vertreten, 
dass das Obligationenrecht auch auf die Telegraphenverwaltung Anwendung 
finde. Die genauere Begründung dieses Satzes ist in meinem Telephon- 
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Die Besserung des bestehenden Rechtszustandes wird viel- 
leicht am richtigsten vom Boden des internationalen Rechtes 
aus versuchte 



rechte S. 249 und in meiner Schrift: Das Recht der modernen Yerkehrs- 
und Transportanstalten S. 115 zu finden. Ziegler pflichtet (S. 514 — 516) 
bei bezüglich des aquilischen oder allgemein deliktischen Verschuldens. 
* Ziegler hat dies (S. 516) betont. 



n. 



Innig mit dem Telegraphenwesen hängt das Telephon^ 
zusammen, und dieses Verkehrsmittel ist auf dem internationalen 
Rechtsboden als ein Appendix der Telegraphenunion 
behandelt worden, so dass es sich rechtfertigt, darüber auch 
hier einige Bemerkungen zu machen. 

Mit der Behandlung des Femsprechwesens am inter- 
nationalen Kongresse in Berlin harmoniert vielfach die Art, wie 
die Telephonie in den einzelnen Staaten verstaatlicht oder in 
den staatlichen Organismus eingegliedert wurde. In Deutsch- 
land z. B. wurde das Femsprechwesen einfach als eine Spiel- 
art der Telegraphie angesehen. Die eigentümliche Situation 
besteht nun freilich darin, dass nach der wohl richtigen 
Auffassung ein rechtliches Telegraphenmonopol nicht besteht^ 
und dass also das Institut, an welches das Telephon angelehnt 
wurde, selber keinen soliden staatsrechtlichen Rücken besitzt. 



* Die neueste Behandlung dieses Verkehrsmittels findet sich bei 
J. Maier und Preece, Das Telephon und dessen praktische Verwendung 
(Stuttgart 1889). Die innige Verwandtschaft der Telegraphie und Telephonie 
und deren dauernde geschäftliche und rechtliche Zusammengehörigkeit er- 
giebt sich neben den übrigen in meinem Telephonrechte angegebenen 
Gründen auch aus der gemeinsamen Verwendung der Drähte. Vgl. darüber 
weiter Hafsler, Die Staatstelephonie in Württemberg. Stuttgart 1887. S. 29. 

^ Wenn der anonyme Rezensent im Archiv für Post und Telegraphie 
1888 S. 572 — vgl. schon 1886 S. 782—785 — (herausgegeben vom deutschen 
Beichspostamte) sagt, man sehe aus meinem Telephonrechte eigentlich 
nicht genau, weswegen ich die im Telegraphenrechte vertheidigte Ansicht 
preisgegeben habe, so möchte ich doch scharf betonen und feststellen, dass 
ich auf die von Lab and (im Staatsrechte und bei Marquardsen) gemachten 
Erörterungen hingewiesen habe. Die Stellen habe ich im Telephonrechte 

Meili» Internat. Unionen. 2 
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Diese Verhältnisse haben Willmann ^ zu einem sehr drastischen 
Ausspiiiche verleitet. Er sagt nämlich, es wäre an der Zeit, 
„die Sklavenketten, welche die Telephonie in Deutschland 
trage, einmal zu brechen, da die Zustände in Deutschland in 
dieser Beziehung geradezu schmachvoll seien". Ich habe mich 
auf meiner Reise in Deutschland mehrfach nach diesen Sklaven- 
ketten erkundigt, allein ich habe keine entdecken können, — 
weder im Süden noch im Norden! 

So viel ist freilich wahr, dass die staatsrechtliche 
Grundlage der Telegraphie und der Telephonie speziell auch in 
Deutschland entschieden geordnet werden sollte^. Bei dieser 
Gelegenheit werden dann auch die verschiedenen privat- 
rechtlichen Fragen zur parlamentarischen Erörterung ge- 
langen. 

Auch das Telephonrecht ^ giebt zu sehr vielen Fragen 
privatrechtlicher Ordnung Veranlassung und, wie ich nach- 
drücklich betonen möchte, zu sehr feinen. Ich mache beispiels- 
weise aufmerksam auf die Kontroverse, wie der massivste 
Rechtsbegriflf, nämlich der des Eigentums, theoretisch ab- 
gegrenzt werden muss. Das mehr oder weniger berühmte 
Mährchen von der Luftsäule zerfliesst jetzt endlich, erdrückt 



zitiert. Es scheint mir doch, Laband habe mit einer Deutlichkeit ge- 
sprochen, die nichts zu wünschen übrig lasse. Ich bitte das Reichspostamt 
dringend, die Argumente bei Laband nachzusehen. — J. Ludewig vertritt 
allerdings (siehe Goldschmidt's Z. Bd. 31 S. 63 f., wie schon in seiner 
Dissertation) den entgegengesetzten Standpunkt. 

1 Willmann, Das Telephon S. 55. 

2 Maier und Preece begnügen sich damit auf S. 371 und 372 zu 
sagen, der Telephonbetrieb befinde sich in Deutschland sehr wohl bei der 
Monopolisierung. Dann fügen sie hinzu: „Wir haben hier ein treffendes 
Beispiel von den Segnungen einer fürsorglichen Regierung." Dieser Satz 
ist an sich unanfechtbar. Da der ganze Abschnitt nach meiner Schrift 
bearbeitet ist (wozu ich die Bewilligung gab), so möchte ich doch aus- 
drücklich die Ehre ablehnen, dass ich solche juristische Erörterungen 
gemacht habe. 

^ Etwas originell findet sich die Schrift von Maier und Preece mit 
dieser Frage ab, wenn sie unter Telephonrecht blos das staatsrechtliche 
Verhältniss versteht (S. 370—383). 
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von den zahllosen, an einzelnen Orten etagenförmig errichteten 
Telephondrahtsträngen ^ welche hoch in den Lüften — leichten 
Schienengeleisen mit mehrfachen Spuren vergleichbar — schweben. 
Das Telephonrecht zeigt kasuistisch, dass der juristische Ueber- 
muth: cujus est solum cujus est usque ad coelum unhaltbar 
ist Das Gleiche gilt von der Idee, ein Recht des Eigentümers 
bis zum Zentrum der Erde zu konstruieren. Die durch das 
soziale Leben nothwendig bedingte Schranke des 
Eigentums wird im Telephonrechte handgreif- 
lich dokumentiert. Aber das Merkwürdige dabei ist das, 
dass es der Technik vorbehalten geblieben, den Juristen 
idealere Rechtsbegriffe beizubringen und sie zur Läuterung 
ihrer Theorieen zu führen. 

Das Expropriationsrecht wird durch Vorgänge im 
Telephonrechte neu beleuchtet und erweitert. Die zwangs- 
weise Auflegung einer Servitut auf Dächer (einer telephon- 
rechtlichen servitus tigni immittendi), die Errichtung einer 
Zentralstation auf den Häusern (einer telephonrechtlichen super- 
ficies), die Begründung eines telephonrechtlichen Treppenweg- 
rechts, die Fixierung einer Entschädigung nach der Zahl der 
Drähte einerseits und des verminderten Verkehrswertes der 
Häuser andererseits, die Frage nach der Zulässigkeit einer 
telephonrechtlichen Rente bei der Expropriation, die praktische 
Erweiterung der cautio damni infecti (wenn ein Haus die Last 
der benachbarten Zentralstation nicht tragen kann): dies alles 
ist nur eine summarische Zusammenfassung der neu durch 
das Telephon angeregten Fragen^. 

Die Verpflichtung der Transport- und Verkehrsanstalten, 
dem öffentlichen Interesse zu dienen, und die Abgrenzung des 

* Freilich kann das Spinnengewebe der Telephondrähte sich nicht 
ungemessen vermehren, ohne die Gefahren des täglichen Lebens zu steigern 
und den ästhetischen Aspekt einer Stadt gänzlich zu verunzieren. Vgl. 
auch Maier und Preece S. 104 f. — Für das Recht der Luftschiff»- 
fahrt wird dieser Zustand sehr wichtig. Sobald dieses Transportmittel^ 
praktisch wird, muss den Telegraphen- und Telephondrähten in der Luft 
eine letzte peremtorische Frist angesetzt werden. 

2 Ich verweise auf Journal tel6gr. XII S. 201— 203*, das Schweiz. 
Bundesblatt 1888 III 397; IV 649 f. 680 f. Der schweizerische Gesetzes- 

2* 
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Kontrahierungszwanges erhält durch das Telephonrecht neuen 
Unterhaltungsstoff. Kann die Telephonverwaltung einem Pri- 
vaten, der ihr nicht entgegenkommend genug ist, sagen: „Du 
bekommst kein Telephon", wie das in Zürich buchstäblich ge- 
schehen ist^? 

Welches sind femer die Verpflichtungen der Telephon- 
verwaltung gegenüber dem Publikum namentlich bei den 
Abonnements-Telephonen? Ist entscheidend als Ausgangspunkt 
die Konstruktion des common carrier of news ^ ? Es entstehen 
hier ganz eigenartige Rechtspflichten. Sicherlich wäre es eine 
telephonrechtliche culpa, wenn die Telephonverwaltung An- 
gestellte engagieren würde, die ein schlechtes Gehör haben. 
Während ferner ein gewöhnlicher Beamter stottern und 
stammeln darf, wäre es im Telephonrechte eine culpa, wenn 
derartige Leute im Telephondienste verwendet würden. 

Der Begriff des usus habilis gewinnt im Telephonrechte 
eine ganz moderne Anwendung. Der Ausdruck „Verwicklungen" , 
der schon im gewöhnlichen Leben ernsthaft ist, wird in dieser 
modernen Materie zum Rechtsbegriffe herauswachsen. 

Es entsteht femer die Frage, ob durch das Telephon ein 
Vertrag inter praesentes oder absentes geschlossen wird^, femer 
ob der telephonische Verkehr zwischen dem Gemeinschuldher 
und dem Publikum in analoger Anwendung des § 111 der 
deutschen Konkursordnung aufgehoben werden könne*. 



entwurf betreffend das Telephonwesen geht mit grossem Talente an vielen 
wichtigen Fragen mit Stillschweigen hinweg. Ich verweise auf meine 
Broschüre: Die Anwendung des Ekpropriationsrechts auf |die Telephonie. 
Basel 1888. Das Referat von Hilty (Jahrbuch HI 851) ist ungenau. Vgl. 
Joum. tel^gr. XII 245. 

* Vgl. C. Norsa, Proposta di legge suUo stabilimento ed exereizio 
dei telefoni 1885 Art. 10; Jhering in seinen Jahrbüchern XXIII 273/4. 

* Vgl. Journal de droit intern. XII 583. 

' Vgl. Cosack, Lehrbuch des Handelsrechts S. 77. Er teilt die 
Ansicht, welche ich in meinem Telephonrechte (S. 202) vertrat. Vgl. über 
diese Frage die guten Bemerkungen im Archiv für Post u. Telegraphie 1888 
S. 574/575. 

^ Die Frage wurde durch den Beschluss des Landgerichts Berlin II 
Ziv.-Eammer III (vom 20. Februar 1888) in Sachen Ball prinzipiell verneint. 
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Wer bei dem telephonischen Verkehre das periculum 
trage, ist keine blosse Doktorfrage ^ Wenn ein Dritter in 
mein Geschäft hineinkommt und mit Hülfe meines Telephons 
Bestellungen auf meinen Namen abgiebt (ohne dass ich ihn 
dazu ermächtigt habe), — soll ich mich dann hinter die Be- 
hauptung verschanzen können, dass ich sie nicht erteilt habe, 
sondern ein Dritter? Das grosse Problem der Haftpflicht 
kommt auch hier zur Erörterung. 

Da das Telephon auch im Telegraphenverkehre verwendet 
wird, d. h. eine Depesche telephonisch aufgegeben und abgegeben 
werden kann, taucht die juristische Verantwortlichkeit auch hier 
auf, die ich bei der Telegraphenunion besprochen habe. 

Im Telephonstrafrechte erhält die Kontroverse neue Nah- 
rung, ob das Axiom nulla poena sine lege richtig sei^ und ob 
die strafrechtlichen Satzungen über die Telegraphen ohne 
weiteres auf das Telephon auszudehnen seien. Die Kontro- 
verse wird nächstens vor das Reichsgericht gelangen. Ich 
beharre auf meiner Meinung, die ich im Telephonrechte be- 
gründete, dass doktrinell die Frage zu bejahen, es aber 
wünschenswert sei, sie bei erster Gelegenheit gesetzgeberisch 
zu ordnen. 

Die Telegraphenunion ist allerdings auf diese ganze 
Traktandenliste des Telephonrechts noch nicht eingetreten®. 
Die an der internationalen Konferenz in Berlin beschlossenen 
Sätze stellen sehr bescheidene Anfänge des Telephonrechts dar. 

In dem Reglement* wurden (LXVH) folgende Bestimmungen 
getroflfen : 



1 Mein Telephonrecht S. 203—215. 

* Binding, Handbuch des Strafrechts I S. 17; Ort! off, Gerichtliche 
Eedekunst S. 231. 

' um so nöthiger ist es, diese Fragen doktrinell zu behandeln. Der 
Euhm, sie zuerst angefasst zu haben, kommt dem hervorragenden italieni- 
schen Juristen C. Norsa (il telefono e la legge 1883) zu. Femer ist auf 
die Schriften der französischen Juristen Sanlaville (Archiv fiir Post und 
Telegraphie 1888 S. 318) und Vidal (Archiv 1888 S. 569) zu verweisen. 

* Reglement de service international. Revision de Berlin. Vgl. auch 
Journal t^l^graphique IX 232. 
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1. Die Verwaltungen der kontrahierenden Staaten können nach Bedarf 
internationale telephonische Verbindungen herstellen, indem sie hierför 
entweder besondere Drähte legen oder die bereits vorhandenen be- 
nutzen. 

2. Unter dem Vorbehalt besonderer Vereinbarungen zwischen den ge- 
nannten Verwaltungen sollen diese Drähte nach einem Zentralbureau 
eines Staates geleitet werden, von wo der Anschluss entweder mit den 
für den allgemeinen Verkehr vorhandenen Öffentlichen Telephonstationen 
oder mit den Privatgebäuden, Comptoirs, Fabriken u. s. w. erfolgt 

3. Die Verwaltungen werden bezüglich der Wahl der Apparate und der 
Einzelheiten des Dienstes Vereinbarungen treffen und gemeinsam den 
Tarif fiir jede einzelne telephonische Verbindung feststellen. 

4. Die för die Feststellung der Tarife und die Dauer der Verbindung 
zu Grunde zu legende Einheit ist eine Unterhaltung von 5 Minuten 
Dauer. 

5. Der Gebrauch des Telephons richtet sich nach der Reihenfolge der 
Anmeldungen. Dieselben Korrespondenten dürfen nicht mehr als zwei 
aufeinander folgende Unterhaltungen von je 5 Minuten Dauer mit- 
einander fuhren, ausgenommen wenn vor ihnen oder während ihrer 
Unterhaltung von anderer Seite nicht Anspruch auf Benutzung der 
telephonischen Verbindung gemacht wird. 

Diese fünf Sätze ^ können kurz bezeichnet werden als 
Vorverträge des internationalen Telephonreehts. 

1 . Hier ist eine völkerrechtliche Telephonservitut (servitus tigni 
immittendi) in Sicht. 

2. Hier handelt es sich um eine telephonrechtliche servitus 
usus. 

8. Dies ist ein völkerrechtliches pactum über das anzuwendende 
Telephonsystem. 

4. Hier liegt eine vertragliche Gebrauchsbeschränkung des 
Telephons vor. 

5. Es ist dies eine völkerrechtliche Klassifikation bezüglich 
des Gebrauchs. 



^ Sie finden sich deutsch auch (in etwas anderer Formulierung) ab- 
gedruckt in der Schrift von M. Schormayer und J. Baumann, Telegraph 
und Telephon in Bayern (München 1886) S. 298, und französisch in den 
Documents de la Conference t^l^graphique internationale de Berlin (1886) 
S. 69 und 70. Weitere Diskussionen über das Telephon scheinen nach 
Inhalt des Protokolls nicht stattgefimden zu haben. 



1 
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Zwischen Frankreich und Belgien besteht eine Telephon- 
konvention vom 1. Dezember 1886 ^ Darin kommt in Art. 11 
folgende Bestimmung vor. 

Les deux administrations ne sont soumises ä aucune responsabilit^ 
ä raison du Service de la correspondance priv^e par voie telephonique. 

Damit ist der Rechtsnihilismus auch auf das Telephonrecht 
ausgedehnt. Indessen kann er natürlich indieserabsoluten 
Weise und Gestalt nicht anerkannt werden. Der schweize- 
rische Juristenverein teilte in Neuenburg auch diese Ansicht. 

Leider hat das Telephon, das zwischen Basel und Mül- 
hausen funktionierte, wegen Beschimpfung des deutschen Staates 
nach kurzer Existenz (13. Juni bis September 1887) wieder 
aufgehoben werden müssen^. Zweifellos war die Massregel 
des Deutschen Reiches korrekt und motiviert. Die betreffenden 
Grenzanwohner haben bewiesen, dass sie für das normale 
internationale Telephonrecht noch nicht reif sind. 

Indessen sind diese Vorgänge vorübergehend. Die Hoff- 
nung ist sicherlich berechtigt, dass die erwähnten 
völkerrechtlichen pacta de contrahendo zur Aus- 
führung gelangen. Möchte sich bei den weiteren Kon- 
ferenzen auch jemand des Telephonrechts annehmen! 



^ Abgedruckt im Journal täl^gr. XI 138/9. 
» Schweiz. Bundesblatt 1888 11 650. 



III. 

Was dieWeltpostunion* anbetrifft, so ist die Schöpfung 
derselben ein steter Ruhmestitel des Deutschen Generalpost- 
meisters V. Stephan. Durch diese Union ist ein von Klüber^ 
in schwerer politischer Zeit ausgesprochener Wunsch in Er- 
füllung gegangen. Dieser Postrechtsschriftsteller stellte folgen- 
den Satz auf: 

Bei der Post sollte, wie bei Künsten und Wissenschaften, ein kosmo- 
politischer Sinn in seinem ganzen Umfange gelten, allgemeiner Welt- 
geist walten. Mit schuldigem Wohlwollen gegen die Menschheit sollte 
man sie behandeln und betrachten, als gehöre sie der ganzen kulti- 
vierten Welt an, denn in chaotischer Nacht liegt die Kultur, wo keine 
Post ist. . . . Wie unendlich heilbringend wäre die Post, würde sie 
allgemein als Weltanstalt behandelt! 

Die privatrechtlichen Sätze des internen Post- 
rechtes bedürfen fast überall einer eingehenden Revision ; denn 
wir haben auch in dieser Materie die eigentümliche Erscheinung 
vor uns, dass die gewöhnlichen Haftgrundsätze zu Gunsten der 
Postanstalten zum Teil in recht ungehöriger Weise abgemildert 
worden sind®. 



^ Der deutsche Text ist abgedruckt bei Fischer, Die deutsche Post- 
und Telegraphengesetzgebung. 3. Aufl. S. 263. Vgl. über die Entstehung 
der Union Fischer, Post und Telegraphie im Weltverkehr. 1879. S. 93. 

2 Klüber, Das Postwesen in Deutschland, wie es war, ist und sein 
könnte. Erlangen 1811. 

^ Was die Schweiz angeht, so verweise ich auch auf meine Haftpflicht 
der Postanstalten (Leipzig 1877), meine Reflexionen über das schweizerische 
Postrecht (Z. flir Schweiz. R. 27 S. 33 f.), die früher erwähnte Schrift: 



Dieser schlechte Charakter des Postrechtes hat sich auch 
auf die internationale Postunion ausgedehnt. 

Immerhin sind doch einige Ansätze der Haftpflicht und 
des Zivilrechts auf die Union herübergenommen worden, die 
gewissermassen als Bürgen für eine Fortentwicklung angesehen 
werden können. 

Der zivilistische Rechtsinhalt der Weltpostunion kann in 
folgende Sätze zusammengefasst werden. 

L Eine internationalrechtliche Haftpflicht 
bei dem Transporte von gewöhnlichen Briefen, 
Postkarten u. s. w. wird nicht anerkannt. 

Dieser Ausschluss der Haftpflicht findet sich zwar nicht 
ausdrücklich im Weltpostvertrage, dagegen ist er aus dem 
Stillschweigen in Verbindung mit Art. 6 b zu schliessen. Dies 
ist ja bekanntlich auch der Standpunkt aller Gesetzgebungen 
mit Ausnahme der französischen. Das französische Gesetz vom 
5 nivöse an V bestimmt in Art. 14 folgendes: 

les lettres affranchies et non charg^es pour lesquelles il 
n'est point d61ivr6 de bulletin . . . ne sont susceptibles 
d'aucune indemnit^ en cas de perte. 

Die französische Judicatur machte die Postverwaltung 
darauf gestützt für den Schaden verantwortlich, der daraus 
entsteht, dass einfache Briefe absichtlich und auf rechtswidrige 
Weise beseitigt wurden. Auch abgesehen von diesem Gesetzes- 
texte lässt sich in der That die Frage diskutieren, ob der 
Ausschluss der Haftbarkeit dann gerechtfertigt sei, wenn 

a) die Briefe von der Post überhaupt nicht befördert, sondern 
aus irgendwelchem Grunde, z. B. aus Nachlässigkeit, liegen 
gelassen wurden; 



Das Recht der modernen Verkehrs- und Transportanstalten S. 85, meine 
Broschüre: Die RechtssteUung der Dampfschiffuntemehmungen in der 
Schweiz (Bern 1888) S. 24 Note 5, sowie das früher berührte Referat von 
Ziegler in der Z. für Schweiz. R., N. F. VII 506 f. und das Votum von 
Leo Weber S. 637 in Verbindung mit S. 638. Vgl. auch Schweiz. Bondes- 
blatt 1888 m 2ß9. 
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b) dieselben an einen ganz falschen Ort spediert wurden, weil 
die Postverwaltung eine deutlich geschriebene Adresse 
sehr oberflächlich ansah; 

c) dieselben aus unpassend oder unsorgfältig konstruierten 
Briefeinwürfen von Dritten weggenommen wurden. 

In diesen und ähnlichen Fällen Hesse sich in der That 
sagen, dass die Postverwaltung haftpflichtig sein sollte, — wie 
ja auch die privaten Telegraphengesellschaften in Nord- 
amerika flir allen Schaden eintreten müssen, wenn sie ge- 
wöhnliche Depeschen einfach liegen lassen oder dolos ver- 
fahrend 

Indessen ist es wahr, dass im internen Postrechte dieser 
ganze Rechtszustand ertragen werden kann^, weil die Post 
dem Publikum mehrere Transportspielarten zur Auswahl über- 
lässt und eine geschäftlich -juristische Stufenleiter, d. h. eine 
postalische Trilogie besteht, nämlich der Transport 

a) durch einfache Briefe, 

b) durch Rekommandation, 

c) durch Wertangabe. 

Bei dem Weltpostvertrage haben wir nur die unter 
a und b erwähnten zwei Möglichkeiten des Transports (Art. 6). 
Dagegen ist ein Uebereinkommen betreffend den Austausch 
von Wertbriefen unter 22 Staaten zu Stande gekommen^. 

Unter diesen Umständen möchte auch ich gegen den 
Rechtssatz der Weltpostunion nicht opponieren. 

n. Eine beschränkte internationalrechtliche 
Haftpflicht ist durch die Weltpostunion bei re- 
kommandirten oder eingeschriebenen Briefen an- 
erkannt worden (Art. 6 b). 



^ Der Transport von Briefen kann in der That als Frachtgeschäft 
bezeichnet werden. Vgl. Gray, Communication by telegraph § 4 und 
RG.Zivs. XX 49 f. Die Haftpflicht wäre also an sich bei gewöhnlichen 
Briefen durchaus logisch. 

^ Vgl. auch Gareis, D. Handelsr. 3. Aufl. § 68 und Dambach, Das 
Gesetz über das Postwesen des Deutschen Reichs 4. Aufl. 

" Dambach in v. HoltzendorflFs Handbuch des Völkerrechts IH S. 327. 
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Diese Norm bestimmt: 

Geht eine Einschreibsendung verloren, so hat der Absender oder 
auf dessen Verlangen der Empfänger, den Fall höherer Gewalt aus- 
genommen, Anspruch auf eine Entschädigung von 50 Fr. 

Der Vertrag spricht nicht von Beschädigung und nicht 
von Verspätung: der einzige Rechtsgrund zur Zahlung der 
50 Fr. ist der Verlust. Ueberdies geht der Anspruch ver- 
loren : 

a) durch das Vorhandensein von vis major ^ 

b) durch Uebemahme der Sendung und Erteilung der Quittung 
(Art. 6 b, zweitletzter Satz), 

c) durch Verjährung von einem Jahre (Art. 6 b, 5). 

Allerdings hat die sanktionierte Haftpflicht auf dem Boden 
des Weltpostvertrages (Art. 6 b, i. f.) noch eine kleine temporäre 
Abschwächung erlitten, weil es immer noch einzelne Staaten 
giebt, welche die limitierte Verantwortlichkeit für rekommandierte 
Sendungen nicht anerkennen. Es sind dies folgende Staaten: 

Republik Argentinien, Brasilien, Canada, Dominikanische 
Republik, Vereinigte Staaten von Nordamerika, Ecuador, 
Guatemala, Republik Honduras, Mexiko, Paraguay, Peru, 
Uruguay. 

In England besteht die Haftpflicht von 2 I? erst seit 
1. Januar 18782. 

HI. Die Weltpostunion hat die Frage geordnet, 
wann die Berechtigung des Destinatars an die 
Postsendung beginnt. 

Es ist nämlich in Art. 5b bestimmt worden, dass der 
Absender einer Briefsendung dieselbe zurücknehmen oder ihre 
Aufschrift abändern lassen könne, so lange die Sendung 
dem Empfänger noch nicht ausgehändigt ist. 



^ Anders nach deutschem Postrechte. Vgl. Dambach S. 38, wonach 
nur ein Naturereigniss liberiert. Noch anders im schweizerischen Postrechte. 
YgL meine Haftpflicht der Postanstalten S. 48 und 49. 

* Union postale III S. 48. 
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Anders ist die Frage geordnet in folgenden Ländern ^ : 

Canada, Vereinigte Staaten von Nordamerika, England, Haiti, Japan 
Britisch Indien, Mexico, Nicaragua. 

Dieser Einbruch in das Weltpostrecht stützt sich auf 
Art. 5 i. f.: 

Die Bestimmungen des gegenwärtigen Artikels sind für di^enigen 
Länder nicht verbindlich, deren Gesetzgebung dem Absender nicht 
gestattet, über eine Sendung während der Beförderung derselben zu 
verfügen. 



1 Union postale VH S. 189 -208. 



IV. 

Eine internationale Union über das Eisenbahn- 
recht besteht in diesem Augenblicke noch nicht, dagegen 
wurden im Jahre 1887 zwei internationale Verständigungen 
perfekt über die „technische Einheit im Eisenbahnwesen" und 
„betreffend den ZoUverschluss der Güterwagen". Die Kontrollie- 
rung der Eisenbahntechnik wird durch diese Verträge (abge- 
schlossen zwischen Deutschland, Frankreich, Italien, Oester- 
reich-Ungam und Schweiz) zu einer Frage der internationalen 
Rechtsordnung erhoben. 

Indessen will ich hiervon nicht weiter reden, vielmehr 
möchte ich die Aufmerksamkeit auf das grosse und wohl prä- 
parierte Werk lenken, das im Jahre 1874 begonnen wurde, be- 
titelt internationales Uebereinkommen über den 
Eisenbahnfrachtverkehr. Schon glaubte man, die Union 
werde am 12. September 1888, dem Tage der vereinbarten 
Schlusskonferenz, erstehen, als plötzlich Deutschland Verschie- 
bung derselben verlangte. Es wurde geltend gemacht, dass 
die Listen und Karten über die internationalen Eisenbahnlinien 
noch nicht fertig gestellt seien ^ Hoffentlich bestehen 



^ Die Geschichte dieser der Entstehung ganz nahen Union habe ich 
kurz in v. Holtzendorffs Handbuch des Völkerrechts DI S. 286—290 resü- 
miert, ebenso in meinen internationalen Eisenbahnverträgen Hamburg 1887 
S 82 — 87, In meiner Schrift: Das Recht der modernen Verkehrs- und 
Transportanstalten S. 76 und 77 habe ich die Litteratur vollständig auf- 
geführt Ich mache namentlich auf einen Kommentar der Konvention von 
C. D. Afiser, International goederenvervoer längs spoorwegen 1887 auf- 
merksam. Dazu kommen kleinere Arbeiten von Eger im Archiv fiir öffent- 
liches Recht III S. 369—898, G. Cohn, Drei rechtswissenschaffcliche Vor- 
träge S. 88 f. und besonders noch Schwab in der österreichischen Eisen- 
bahnzeitung 1886 No. 51 und 52. Vgl. auch Laurent, Droit civil intern. 
Vm No. 171. 
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keine i n n e r n Schwierigkeiten, welche die endliche Entstehung 
der Union hindern könnten. Und dies dürfte nach den Be- 
richten, die ich in Berlin erhielt, nicht mehr der Fall sein. 

Der Gegenstand der Eisenbahnrechtsunion besteht 
darin, dass sie die internationalen Eisenbahnfrachttrans- 
porte unter gleiche Rechtsregeln stellt. Allerdings 
handelt es sich dabei nur um den Waarentransport, und es 
bleibt ausgeschlossen die intemationalrechtliche Behandlung 

1. betreffend die Beförderung von Personen. Auf inter- 
nationalem Boden kann also der entbrannte Streit fort- 
dauern über die rechtliche Natur des Eisenbahnbillets. 
Angesichts der grossen Kontroverse könnte ich nicht ver- 
suchen, mein Retourbillet Berlin - Zürich zu veräussern: 
leicht könnte mir das zweifelhafte Vergnügen zu Teil 
werden, mit den deutschen Strafanstalten in engere Be- 
rührung zu gerathen, — trotz der Autorität von Jhering ^. 

2. betreffend die Beförderung des Gepäckes. 

Beide Fragen haben zwar von Hause aus ein reales inter- 
nationales Gepräge, und es ist für mich zweifellos, dass das 
Interesse, sie zu lösen, in kurzer Zeit sich bemerklich machen 
wird^. Allein vorläufig spricht davon die Eisenbahnunion 
noch nicht. 

Das internationale Uebereinkommen hat schon durch 
die angegebene sachliche Begrenzung (2 oben) den Begriff 
des Frachtvertrages eingeschränkt. Eine weitere Restriktion 
besteht darin, dass durch den Vertrag nur ganz bestimmte 
Eisenbahnlinien in den Rang internationaler Eisenbahnfähig- 
keit erhoben wurden: Diese Klasse wird internationalrecht- 
lich durch eine besondere Eisenbahnliste dargestellt (Art. 1). 
Die Staaten haften aus dieser Präsentation von internationalen 



1 V. Jhering in seinen Jahrbüchern XXIII S. 327. Ich habe die ge- 
sammte Litteratur in meiner Schrift: Das Recht der modernen Verkehrs- 
und Transportanstalten S. 53 und 54 zusammengestellt. Vgl. femer v. Bar 
im Gerichtssaal XL S. 481—502, M. de Jonge im Archiv für Eisenbahn- 
wesen 1888 S. 486—490 und Eger, Eisenbahnrechtliche Entscheidungen V 
S. 108, VI S. 90. 

^ Diese Ansicht sprach schon Schwab aus a. a. 0. No. 52 S. 947. 
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Bahnen nicht, aber es kann unter Umständen nach Art. HI 
des Reglements eine Staatsgarantie zu Gunsten der anderen 
internationalen Bahnen entstehen*. 

Die grossen Ergebnisse der Eisenbahnrechtsunion lassen 
sich in folgende Sätze zusammenfassen. 

I. Die Eisenbahnrechtsunion ordnet den inter- 
nationalen Güterverkehr in einer einheitlichen 
Weise. 

1. Das Uebereinkommen verdrängt alle Verbands- und Ver- 
einsnormen, soweit diese ihm widersprechen (Art. 4). 

2. Da, wo keine Verbände bestanden, wird erst durch dieses 
Uebereinkommen ein wahrer internationaler Transport und 
damit ein wirkliches und einheitliches internationales Recht 
möglich. Vorher war eben das Frachtgut an die Grenze 
des betreffenden Staates zu instradieren und damit hörte 
der Frachtbrief auf. 

3. An die Stelle der bisherigen Unklarheiten und Zweifel, 
welches Recht bei einem internationalen Eisenbahntrans- 
port entscheide, treten bestimmte Sätze. 

Allerdings sind in dem Uebereinkommen gewisse Ver- 
hältnisse dem nationalen oder internen Rechte vorbehalten 
worden, allein diese Konzessionen erscheinen doch im Ge- 
sammtbilde als unerheblich (vgl. z. B. Art. 5 2, Art. 6 
lit. m, Art. 6 zweitletzter Absatz, Art. 72, Art. 142, Art. 19, 
Art. 22, Art. 458, Art. 55). 

n. Die Eisenbahnunion enthält einen voll- 
ständigen für internationale Frachttransporte 
geltenden Eisenbahnrechtskodex, der kurz als ein 
modernes völkerrechtliches Eisenbahnwelt- 
rechtsedikt bezeichnet werden kann. 

Man darf ohne Uebertreibung sagen, dass die Schärfe des 
im Eisenbahnrechte grundlegenden preussischen Gesetzes vom 



^ Schwab S. 949 drückt dies nicht ganz richtig so aus, dass er sagt, 
im Falle des Art ÜI werde eine materielle Staatsgarantie präsumiert Es 
handelt sich hier um einen selbständigen völkerrechtlichen Garantie- 
vertrag (im Sinne von Stammler, Civ.Archiv 69 S. 1 f.), der aus einem be- 
stimmt gearteten Stillschweigen entstisht 
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3. November 1838, das neulich wenn auch nicht in ganz un- 
veränderter Gestalt sein fünfzigjähriges Jubiläum feierte \ auch 
in den Unionskodex überging. Jedenfalls ist soviel sicher, dass 
das internationale Rechtsbuch, das wir vor uns haben, dem 
Verkehr einen immensen Nutzen bringen wird, weil in 
ihm in sorgfältiger und erschöpfender Weise die grossen Fragen 
über den internationalen Waarentransport durch Eisenbahnen 
einheitlich und klar geordnet sind. 

Und hier liegt der intensive Unterschied gegenüber den 
anderen Rechtsunionen, deren Bild ich bis anhin skizziert habe. 
Die Telegraphenunion sowie die Weltpostunion beschäftigen 
sich mit den verzweigten Fragen der technischen und geschäfts- 
mässigen Abwicklung des Betriebes und bringen daneben ein- 
zelne wenige Rechtssätze zur Geltung. Die Eisen- 
bahnrechtsunion beginnt damit, dass sie ein voll- 
ständiges Civilgesetzbuch über das internatio- 
nale Eisenbahnfrachtrecht präsentiert. 

Ich will hier nicht auf die Details der Normen eintreten, 
sondern blos folgendes betonen: 

1. Es ist eine ausreichende Haftpflicht der Bahnen fixiert: Die 
Klage kann im Schadenfalle gegen die erste Bahn oder 
gegen diejenige, welche das Gut zuletzt mit dem Fracht- 
briefe übernommen hat, oder gegen die eigentlich schädi- 
gende Bahn erhoben werden. 

2. Entscheidend für den Verlustfall ist der gemeine Wert, 
welchen das Gut am Versandorte zur Zeit hatte, zu 
welcher das Gut zur Beförderung angenommen worden ist. 

Allerdings wird also kein indirekter Schaden oder ein 
entgangener Gewinn entrichtet, aber nach dem Unions- 
vertrage fallen die Normalsätze weg. Jene schablonenhaft 
fixierte Tarifierung des Schadenersatzes, wie sie im 
deutsch-österreichischen Eisenbahnrechte möglich war, wird 
also hier zu Grabe getragen. 



^ Gleim im Archiv für Eisenbahnwesen Jahrgang 1888 S. 797. — ^Vgl. 
geschichtlich auch v. Weichs, 50 Jahre Eisenbahn. Denkschrift (Wien 1888). 
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3. Im Falle der Beschädigung ist der ganze Minderwert 
zu bezahlen. 

4. Bezüglich der Lieferfrist ist ein schärferer Maassstab 
eingeführt. Darnach wirkt nicht mehr blosser casus, son- 
dern nur noch ein Ereigniss, das nach der Wendung des 
Art. 39 der vis major gleichkommen dürfte^, liberierend. 

Art. 40 enthält etwas komplizierte Stufenleitern über 
den als Schaden präsumierten Teil des Frachtsatzes. 

5. Der Schadenersatz wird höher im Falle der Deklara- 
tion. Für viele Länder wird dieses Institut neu sein. 

6. Der Schadenersatz wird zu Ungunsten der Eisenbahn er- 
höht im Falle von dolus oder culpa lata. Damit ist die 
„bösliche Handlungsweise" zum Glücke vom Boden des 
internationalen Eisenbahnrechts abgewendet worden. 

So kann gesagt werden, dass der Ausglättungsprozess zwischen 
den Normen des französischen imd deutschen Eisenbahnfracht- 
rechts durchaas gelungen ist, — trotz der vielfachen Anfechtung 
von Thaller, eines bedeutenden französischen Juristen, der in dem 
Werke die allzugrosse Verkörperung des deutschen Rechtes er- 
blickt 2. Auch tadelt Thaller die W e i 1 1 ä u f i g k e i t des Rechts- 
unionsvertrages : 12 Artikel hätten genügt, um die international- 
rechtlichen Konflikte dieser Materie zu lösen und um ein diplo- 
matisches Werk von Bedeutung zu schaffen^. Ich kann diese 
Ansicht nicht teilen und möchte Thaller bitten, die Redaktion 
dieser 12 Artikel behufe späterer Verwertung zu übernehmen 
und der juristischen Welt vorzulegen. Derartige Aussprüche 
sind ziemlich wohlfeil und ich betrachte sie, wie ich ehrlich ge- 
stehe, mit etwas Misstrauen, so lange mir nicht der Beweis 
für deren Richtigkeit geleistet ist: es mag dies mit meiner 



^ Schwab sagt (S. 950) mit Recht über die P'ormel des Art. 39, es 
sei dies „so ziemlich" die Definition der höheren Gewalt. 

* Thaller, Annales de droit commercial I S. 34: Ce traite porte dans 
ses diverses parties la marque geniale du droit allemand. Vgl. femer 
S. 141. Bei Art. 22 ist er gerührt beim Anblicke einer französischen 
Norm (S. 142), allein er begleitet seine Freude mit wehmuthsvoUen Kla- 
gen: malheureusement ces articles sont rares et le projet reprend bien 
vite sa täche qui consiste ä d^couper sur le patron allemand. 

8 Thaller a. a. 0. S. 318. 

Meili, Intern. Unionen. 3 
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Stellung als Advokat zusammenhängen, der vor kühnen Be- 
hauptungen zwar einen Respekt hat, aber nur dann, wenn die 
genügenden Beweismittel dafür vorgelegt werden. Auch kann 
ich die Bemerkung nicht unterdrücken, dass Thaller wirklich 
unter dem Eindrucke grosser nationaler Empfindsamkeit 
geurteilt haben mag^. Indessen hätte er nicht übersehen 
sollen, dass das französische Eisenbahnrecht doch kaum als 
Muster für den internationalen Rechtsboden präsentiert und 
acceptiert werden konnte. Die wenigen Artikel des code de 
commerce vermögen wahrlich nicht zu imponieren. Dagegen 
gebe ich vollständig zu, dass die französische Eisenbahn- 
rechtslitteratur und Judicatur auf einem vorgeschrit- 
tenen Boden stehen, allein es wurden ja gerade die Haft- 
pflichtnormen daraus für den internationalen Vertrag ent- 
nommen. 

III. Die Eisenbahnrechtsunion begründet zwi- 
schen den als internationalfrachtfähig erklärten 
oder präsentierten Eisenbakugesellschaften (resp. 
Staatsverwaltungen) eine Zwangsgemeinschaft. 

1 . Es ist durch die Konvention den Eisenbahnen, welche für 
internationale Transporte als geeignet bezeichnet werden, 
der Kontrahierungszwang aufgelegt. 

2. Als eine. Erweiterung dieses auch im internen Eisenbahn- 
rechte geltenden Rechtssatzes ist die Verpflichtung anzu- 
sehen, dass die internationalen Linien zum direkten 
Frachtbriefverkehre angehalten werden. Also nicht blos 
ein direkter Verkehr wird vorgeschrieben, sondern ein 
direkter Frachtbriefverkehr. 

Hierin liegt eine grosse Neuerung. Bisanhin waren 
im Allgemeinen die Eisenbahnen nicht verpflichtet ge- 
wesen^, internationale Transporte zu übernehmen, soweit 



* Dieser Gesichtspunkt des Gefühls muss nachdrücklich ferngehalten 
werden. Die Zweckmässigkeit der Rechtsnormen allein und ein grosser 
Blick auf die internationale Rechtsgemeinschaft muss den Ausschlag geben. 
Zumal die Juristen sollten sich auf die Höhe dieses aristokratischen 
Denkens zu heben verstehen. 

2 Vgl. indessen Art. 1 und 2 des Schweiz. Eisenbahntranspoitgcsetzes 
vom 20. März 1875. 



- 35 — 

nicht Verbände diese Rechtspflicht statuierten. Indessen 
leuchtet ein, dass diese Verbände nur auf privatrechtlichen 
Verträgen beruhen, und jetzt erhebt die Union die fragliche 
Bechtspflicht f ür das ganze Gebiet zu einer Norm des 
Eisenbahnvölkerrechts, welche besteht ohne Rücksicht auf 
gemeinsame Tarife oder weitere Verständigungen. 
IV. Die Eisenbahnrechtsunion hat die Betriebs- 
mittel der internationalen Eisenbahnen mit einer 
Art privatrechtlicher Neutralisierung umgeben. 

Das Uebereinkommen statuiert ein Veto gegen die Arrest- 
legung und Pfändung der einzelnen Fahrbetriebsmittel der 
Eisenbahnen, „ausser in dem Falle, wenn der Arrest oder die 
Pfändung auf Grund einer Entscheidung der Gerichte des 
Staates erfolgt, dem die betreffende Eisenbahn an- 
gehört« (Art. 23). 

In diesem Rechtssatze liegt die Anerkennung der juristi- 
schen Thatsache ausgesprochen, dass das einzelne rollende 
Material der Eisenbahnen mit allen Bestandteilen dem ZugriflF 
der Gläubiger entrückt ist und dass der ganze Umkreis dieser 
Objekte eine civilistische Einheit darstellte 

V. Die Eisenbahnrechtsunion hat auch pro- 
zessualische und mit der Erkämpfung des Rechts 
direkt zusammenhängende Fragen praktisch ge- 
ordnet. 

Ich verweise: 

1. auf die Regulierung der Klagberechtigung (Art. 26, 27), 

2. auf die Klageveqährung (Art. 45), 

3. auf Art. 50—53 (Rückgriff), 

4. auf Art. 56 i (Anerkennung der Urteile im ganzen Unions- 
gebiete). 



^ Vgl. die Bemerkungen von Kohler in Jherings Jahrbüchern N. F. 
XIV S. 104, 181. Mit der Erkenntniss dieser Thatsache ging das schwei- 
zerische Gesetz voraus. Jetzt besitzt auch das Deutsche Reich ein dies- 
fälliges Gesetz (Goldschmidts Z.N.F.XVin S. 380). Vgl. auch mein Pfaud- 
und Konkursrecht der Eisenbahnen (Leipzig 1879) S.47, meine Internatio- 
nalen Eisenbahnverträge S. 58, 59 und Gareis, Institutionen des Völker- 
rechts S. 165. 






B. Die Rechtsnnionen betreffend das geistige Eigeutmii. 

Die französische Jurisprudenz scheidet zwei Klassen des 
Urheberrechts von einander: 

1. das literarische und künstlerische Eigentum 
(la propri6t6 artistique et litt6raire). Dazu gehören die 
Materien 

a) über das Urheberrecht an Schriftwerken, Abbildungen, 

musikalischen Kompositionen, dramatischen Werken 
(literarisches Urheberrecht), 

b) über das Urheberrecht an Werken der bildenden 

Künste, 

c) "über das Urheberrecht an Photographien. 

2. Das industrielle Eigentum (la propri6t6 industrielle). 
Darunter fällt: 

a) das Patentrecht, 

b) das Recht der Fabrik- und Handelsmarken, 

c) das Recht der Muster und Modelle. 

Der Name Eigentum war auf diesem Gebiete lange ver- 
pönt, indessen wird er in der Neuzeit von verschiedenen Er- 
wägungen aus wieder zu Ehren gezogen ^ Während noch die 
Verfassung des Deutschen Reiches den Taufnamen Schutz des 
geistigen Eigentums (Art. 6 Ziff. 6) verwendete, verschwand 



^ Vom Gesichtspunkte der handlichen Formel (v. Jhering in seinen 
Jahrbüchern XXIII S. 304) und vom Standpunkte der Theorie (Heusler, 
Institutionen des D. Priv. R. I S. 340/1 und 344). In Frankreich sitzt der 
Ausdruck tief. Auch das russische Autorgesetz verwendet ihn. . Vergl. 
Leuthold, Russische Rechtskunde (Leipzig 1889) S. 125. 
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er in den positiven deutschen Gesetzen. In der Schweiz 
taucht die Bezeichnung wieder offiziell auf als Zusammen- 
fassung der sämmtlichen oben bezeichneten Rechtet 

Es ist allgemein anerkannt, dass das Deutsche Reich die 
beste und abgerundetste Gesetzgebung über diese ganze Materie 
besitzt. 

Nur langsam hat sich der Rechtsatz Bahn gebrochen, dass 
auf diesem Gebiete ein intensiver Rechtsschutz gewährt werden 
müsse. Um so achtbarer ist der Erfolg, der auf dem inter- 
nationalrechtlichen Gebiete erzielt worden ist. 

Es bestehen zwei internationale Unionen, in denen der 
Schutz der fraglichen Rechtsgüter zusammengefasst wird. 

Mein Ehrgeiz ist darauf gerichtet, die Frage in Fluss zu 
bringen, ob das Deutsche Reich, das nur der einen Union 
angehört, nicht auch der andern beitreten, sowie ob Oesterreich- 
Ungarn nicht beiden internationalen Verbänden sich zuge- 
sellen sollte. 



1 Schweiz. Bundesbl. 1888 IV S. 626. 



I. 

Die Union über das literarische und künst- 
lerische Eigentum verdankt wesentlich der Privatinitia- 
tive, nämlich der Association littöraire internationale ihre Ent- 
stehung ^ 

Diese Union hat einige sehr wichtige Sätze aufgestellt, 
wenn sie auch keineswegs als eine Weltrechtsverständigung 
über das geistige Urheberrecht bezeichnet werden darf: es hat 
noch eine grosse Mühe gekostet, um nur die jetzt vorliegenden 
Resultate zu erreichen^. 



* Vgl. Constant, Code gönöral des droits d*auteur (Paris 1888). Ein- 
leitung y. Freilich haben dann die diplomatischen Konferenzen den Ent- 
wurf der Privatgesellschaft gründlich geändert. Vgl. Dambach in v. Holtzen- 
dorflfs Handbuch des Völkerrechts III S. 591. Dambach spricht „von dem 
allgemeinen Literarvertrag von Bern". 

^ Der Text der Konvention ist abgedruckt bei Constant a. a. 0. S. 3 f., 
bei Clunet, Etüde sur la Convention d' union internationale sur la protection 
des Oeuvres littäraires et artistiques. Paris 1887. S. 91 f. Eine kurze 
Analyse der Convention mit dem Texte gibt Soldan, L' union internationale 
pour la protection des oeuvres littäraires et artistiques (Paris 1888). Vgl. 
auch Annales de la propriöte industrielle XXXII S. 333 (Text der Kon- 
vention) S. 347 (Bericht von Bozerian) S. 361 (Bericht von Noel Parfait). 
Bezüglich deutscher Schriften vgl. Dambach a. a. 0. S. 591 — 594; Daude, 
Lehrbuch des deutschen literarischen, künstlerischen und gewerblichen 
Urheberrechts (Stuttgart 1888), woselbst S. 132 f der Text abgedruckt ist, 
und insbesondere A. v. Orelli, Der internationale Schutz des Urheberrechts, 
femer Blumer-Morel, Bundesstaatsrecht III S. 504 f. — Sodann ist zu ver- 
weisen auf die Actes de la Conference internationale von 1884 (Beme 1884), 
die Actes de la deuxieme Conference von 1885 (Beme 1885), die Actes de 
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Das Deutsche Reich hat freilich durch den Beitritt zu 
dieser Union effektiv nicht sehr viel gewonnen ; denn die prak- 
tischen Resultate der Konvention sind im Grunde nichts anderes 
als was dieser Staat durch Separatabkommen mit den 
meisten Staaten schon erreicht hatte, beziehungsweise im Be- 
griffe stand zu erlangen. Um so anerkennenswerter ist es, 
dass Deutschland aus wirklichem völkerrechtlichem Rechtsidea- 
lismus dem internationalen Verbände nicht fernblieb. 
Es sind folgende Normen aufgestellt worden. 
L Die geistige Schöpfung in Literatur und 
Kunst ist in derganzenUnionzueinem Rechtsgute 
erklärt worden, das nach Massgabe der einhei- 
mischen Staatengesetzgebung geschützt wird. 

Der Eingriff in dieses Rechtsgut begründet 
ein internationalreehtliches Delikt. 
1 . Der grosse Reingewinn der Konvention besteht darin, dass 
ein Unionsgebiet von ca. 500 Millionen Menschen wenigstens 
den Grundsatz, dass es sich auf diesem Gebiete um ein zu 
schützendes Recht handle, anerkannt hat. 

Noch vor ca. 100 Jahren wurde in einem amtlichen 
Rescripte der „geheimten Räthe" von Hannover (20. März 
1778) mit Verachtung vom Nachdrucke gesprochen, allein 
hinzugefügt „so lange Auswärtige immerfort aus dem Ver- 
trieb der Nachdrücke einigen Vorteil ziehen, glauben wir, 
den Landeseingesessenen darunter nicht wohl engere Grenzen 
setzen zu können" ^ 



la troisiäme Conference von 1886 (Berne 1886), sowie auf A. d' OreUi in 
der Revue de droit international XVI S. 533, XVni S. 35 und N. Droz, 
Journal de droit international XI S. 441, XII S. 481 — endlich auf das 
Schweiz. BundesbL 1886. I S. 256, III S. 1151. 1887. I S. 77. 

^ Spangenberg, Praktische Erörterungen I S. 431. Bekanntlich hat 
die theoretische Konstruktion dieses Rechts grosse Schwierigkeiten bereitet. 
V. Gerber (Deutsches Privatrecht, 15. Aufl. S. 414) und Laband (Staatsrecht 
Bd. II S. 469 1. Aufl.) halten konsequent daran fest, dass die Gesetzgebung 
es sei, welche das Rechtsgut, ein Monopol, schaffe und die Verletzung 
desselben ein Delikt begründe. Ich habe diesen Standpunkt auch in 
meiner Broschüre über die Frage des Schutzes der Erfindungen sowie der 
Marken, Muster und Modelle in der Schweiz (Bern 1878) S. 17 verteidigt. 
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Die Konvention hat nunmehr die richtigen Marksteine 
gefunden und sie wird verhüten, dass der Autor mit der 
wenig eleganten Begründung jedes Rechtsschutzes baar 
wird, wonach die Fremden „Nachdrücke" mit „einigem 
Vorteil" vornehmen und dieses gleiche „Recht" auch den 
Einheimischen gewährt werde. 

Es sind allerdings noch Staaten der Konvention fremd 
geblieben, wie es scheint, mit der klassischen Begründung, 
dass sie sich der geistigen Erzeugnisse anderer Völker frei 
bedienen wollen, allein auf die Dauer ist dieser Stand- 
punkt — gesetzt auch er würde etwas anders motiviert, — 
nicht haltbar/. 

2. Der Umfang der zu schützenden Rechtsgüter ist inter- 
national abgegrenzt. Vgl. Art. 4 und 9 ; zu Art. 9 ist das 
Schlussprotokoll Ziff. 1 u. 2 zu vergleichen, womach an 
einer internen Ausweitung des dem Schutze unterliegenden 
Rechtsgutes auch der Ausländer partizipiert. 

3. Auf der andern Seite ist zwar nicht in negativer Weise 
festgestellt, in welchen Richtungen die freie Benützung 
durch Auszüge u. s. w. statthaft ist, aber der Satz ist doch 
angedeutet (Art. 8). 

Femer ist ein Anfang der internationalen Rechts- 
definition bezüglich der Adaptation und ähnlicher Vorgänge 
versucht (Art. 10). 

4. Der Schutz findet Anwendung auf alle Werke, welche im 
Ursprungslande zur Zeit des Inkrafttretens der Union noch 
nicht Gemeingut geworden sind (Art. 14). 

n. Der Schutz des vorliegenden internatio- 
nalen Rechtsgutes hängt im ganzen Unionsgebiete 



Was die weitere deutsche Literatur über das Reichsgesetz anbetrifft, so 
ist namentlich auf die Schrift von Kohler, Das Urheberrecht, und die vielen 
bekannten Schriften von Dambach zu verweisen. 

1 Vgl. Actes de la troisi^me Conference internationales. 14; „quelques 
Etats ont d^clare que la Convention n'offrait que d'interet pour eux, qu'ils 
n'ont pas de littärature nationale et qu'ils veulent pouvoir profiter librement 
des produits intellectuels d'autrui." Vgl. die Antwort von Droz a. a. 0. 
und Droit d'auteur I S. 122. 
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nur von der Erfüllung derjenigen Bedingungen 
ab, welche das Gesetz des Ursprungslandes vor- 
schreibt (Art. 2. 2), — von allen andern ist der 
Autor dispensiert. 

Hier liegt die grosse Rechtsdividende, welche das prak- 
tische internationale Urheberrecht zur Reife gebracht hat Die 
endlosen Plackereien, deren Schwere die Autoren doppelt spürten, 
sind jetzt gefallen. Nur dann, wenn das Ursprungsland eine 
Einregistrierung oder eine Deponierung verlangt (z. B. Frank- 
reich, England, Spanien, Italien), ist diese Formalität zu er- 
füllen, aber wenn dies geschehen, so ist der Schutz im ganzen 
Unionsgebiete definitiv erworben. 

in. Als grundsätzlich massgebend für die Be- 
dingungen des Erwerbes und für das Rechtsgut 
selbst wurde unter den verschiedenen Gesetzen der 
Unionsstaaten dasjenige der Nationalität des Au- 
tors erklärt, wenn das Werk noch nicht veröffent- 
licht und dasjenige der Nationalität des Werkes, 
wenn es publiziert ist (Art. 2). 

Daran wird durch einen Rechtsübergang oder 
all fällige Rechts ab tretungen nicht mehr gerüttelt. 

1. Die Fixierung eines bestimmten Partikulargesetzes war 
aus zwei Gründen wichtig: 

a) wegen der allf. zu erfüllenden Bedingungen für die 

Erreichung des Rechtsschutzes. 

b) wegen der Dauer des Schutzes, die sich eben grund- 

sätzlich darnach richtet. 

2. Der Satz, den die Union aufstellte, verdient volle An- 
erkennung. Das Prinzip der Nationalität gewinnt im inter- 
nationalen Privatrechte immer mehr eine ausserordentliche 
Bedeutung und die italienische Schule wird auch in Deutsch- 
land immer mehr Anhänger finden, je mehr sich die 
deutschen Staaten als Glieder einer Volksfamilie fühlen 
werden, — Nationalität und Nationalitäts recht sind zwei 
Grössen, welche sich in fruchtbarster Weise ergänzen. 

Allerdings ist hier der Begriff des Nationalitätsrechts 
etwas stark sublimiert, wenn auch einem Werke die 
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Nationalität zugeschrieben wird. Indessen ist das Bild, 
welches in der juristischen Konstruktion liegt, durch- 
aus natürlich und ungekünstelt: wenn ein Ausländer 
In Deutschland ein Buch erscheinen lässt, appelliert er 
an den Genius der germanischen Nation, gleichwie 
derjenige, der, obschon kein Franzose, Frankreich 
zum Verlagsorte seiner literarischen Erzeugnisse wählt, 
den geistigen Stempel dieser Nation dem Werke auf- 
drücken lässt. 

Ueberdies ist die von der Union getroffene Lösung 
auch praktisch und sie verleiht eine treffliche Hand* 
habe. 

Es lässt sich auch denken, dass Jemand zwei Staats- 
angehörigkeiten besitzt. In diesem Falle wird der Autor 
geschützt, auch wenn nur der eine Staat der Union an- 
gehört. 

Erscheint ein Werk in mehreren Verbandsländern 
gleichzeitig, so ist das Recht des Autors und das Interesse 
des Publikums zweckmässig dadurch versöhnt, dass die 
kürzere Schutzfrist als massgebend angesehen wird. 

IV. Die Verleger erhalten durch dieUnion für 
die im Unionsgebiete vorgenommenen Publika- 
tionen ein selbständiges Urheberrecht, das auch 
dann respektiert wird, wenn der Urheber einem der 
Union fremd gebliebenen Rechtsgebiete angehört 
(Art. 3). 

Dieser Satz ist praktisch bedeutungsvoll und es ist nur 
darauf hinzuweisen, dass das Wort „Verleger" (öditeur) gemäss 
dem vielgestalteten internationalen Rechtsgute (Art. 4) ganz 
verschiedene Qualitäten unter einen Sammelnamen bringt. 

V. Es wurde durch die Union ein limitiertes 
Uebersetzungsrecht des Werkes während zehn 
Jahren statuiert und die Berechnungsart inter- 
nationalrechtlich fixiert (Art. 5). 

Die Uebersetzung selbst ist als ein dem Ori- 
ginalwerke analoges Rechtsgut anerkannt (Art. 6). 
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Die Union hat auch hier grosse Schwierigkeiten mit Ge- 
schick beseitigt. Während die französische Doktrin die Ueber- 
setzung als eine Art der Kontrefagon ansieht^ und das Recht 
der Uebersetzung nur dem Autor resp. seinem Rechtsnach- 
folger einräumt, findet man in Deutschland, dass eine gute 
Uebersetzung eher ein selbständiges Werk sei. So kommt 
man dazu, von einem Rechte der Uebersetzung und von einem 
Rechte gegen die Uebersetzung zu sprechen. 

Die Union hat beide Interessen durch die Fixierung eines 
beschränkten Zeitraums versöhnt : nach zehn Jahren darf jedes 
Werk übersetzt werden. 

Umgekehrt erwirbt der Uebersetzer kein selbständiges 
Recht, wenn es sich um ein Werk handelt, bezüglich dessen 
die Uebersetzung allgemein freisteht (Art. 6 2). 

VI. Durch die Union wurde ein internationales 
Veto aufgerichtet gegen den Erlass von Gesetzen, 
welche ihr zuwiderlaufen (Art. 15). 

In dieser Bestimmung liegt ein Satz von hoher Bedeu- 
tung. Sie bildet eine sichtbare Schranke für das interne 
Recht, freilich nur in dem Sinne, dass der Autor nicht schlechter 
gestellt werden darf; will ein Partikularstaat weitergehende 
Rechte einräumen, so hat er dazu die Befugniss. Dies steht 
im Vertrage und wurde in einem Zusatzartikel noch besonders 
bestätigt 2. 

Die Doktrin muss hier genau ausscheiden, welche Be- 
stimmungen der Konvention absolut oder obligatorisch gelten 
und welche einen facultativen Charakter haben: die Franzosen 
reden von dispositions imperatives et normatives. Man könnte 
von einem intemationalrechtlichen jus cogens et jus disposi- 
tivum des geistigen Urheberrechts sprechen: jenes Recht 
ist durch die Konvention in der Weise für alle Gliedstaaten 
aufgestellt, dass es den Autoren minimal gewährt werden 
muss, — dieses Recht bezieht sich auf Grund freier Ent- 



1 Vgl. Clunet a. a. 0. S. 52 und 53. 

2 Vgl. auch aunet a. a. 0. S. 60 und 61. 
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Scheidung der Gliedstaaten auch auf die internationalen Be- 
ziehungen. 

Art. 4 z. B. fixirt den Umfang des internationalen Rechts- 
guts. Soweit die interne Gesetzgebung nicht soweit geht in 
der Hxirung des Begriffs, hat sie den Mangel zu heben. 

Auch Art. 6 spricht sich absolut aus. Die Art. 7 und 
8 enthalten dagegen blos dispositives Rechte 



^ Vgl. darüber Soldan a. a. 0." S. 37 und 38 und über die Fragen 
überhaupt A. d'Orelli in Droit d'auteur II S. 1. 



IL 

Im Interesse des internationalen Schutzes des 
gewerblichen Eigentums^ hat die Konvention von 1883 
Rechtssätze aufeestellt, die sich auf die Firmen, Marken und 
Muster sowie auf die Erfindungen beziehen. 

1. Betreffend das Firmen- und Markenrecht ^. 

I. Im ganzen Umkreise der Union wird die 
Firma, das Waarenzeichen (oder die Marke) als 
Rechtsgut anerkannt und geschützt (Art. 2). 

Dabei ist zu beachten, dass die Firma einer weiteren Ein- 
tragung, um als internationales Rechtsgut geschützt zu werden, 



^ Der Text der Convention ist abgedruckt im Journal de droit intern. 
XI S. 652—660 und bei PataiUe XXIX S. 289. — Vergl. über den Kongress 
in Paris von 1880 Lyon-Caen in der Revue de dr. intern. XIV S. 191—204 
und G. Cohn in der Z. für vergl. Rechtswissenschaft II S. 105, über den- 
jenigen von 1883 Lyon-Caen in der Revue d. dr. intern. XV S 272. 
Eine kurze Exegese findet sich bei Dambach in v. Holtzendorffs Hand« 
buch III S. 597 — 601. Vergl. femer Monzilli, La lögislation italienne et 
la Convention internationale pour la protection de la propriöt^ industrielle, 
Rome 1886. Vergl. auch A. Weiss, Traite de droit international privö S. 401, 
Fr. Cottarelli, Codici della proprietä industriale 1888 S. 347 und Blumer-Morel, 
Bundesstaatsrecht III S. 509. 

^ Die Literatur des Markenrechts und die Disziplin selbst ist am voll- 
ständigsten bei Köhler, Das Recht des Markenschutzes dargestellt. Dieses 
Werk enthält eine ausgezeichnete Verarbeitung des ungeheuren Stoffes in 
rechtsvergleichender Art. 
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nicht bedarf (Art 8). Man kann also sagen, dass dieses Rechts- 
gut als „propri6t6 du droit des gens" angesehen und mit den- 
jenigen Befugnissen ausgerüstet wird, welche die betreffenden 
Staaten fixieren. Art. 2 i. f. verlangt allerdings die Beobachtung 
derjenigen Bedingungen, welche die innere Gesetzgebung eines 
jeden Staates den Einheimischen auferlegt. Allein dieser Satz 
bezieht sich nicht auf die rechtliche Entstehung und Existenz 
der betreffenden Rechtsgüter, wie sofort gezeigt werden wird. 
Der internationale Schutz derselben ist auch nicht an die vor- 
herige Niederlassung im Auslande gebunden. 

Spielt die Firma die Rolle einer Marke, so wird sie auch 
in dieser Qualität ohne Eintragung geschützt, es ist dabei un- 
erheblich, ob sie nur den Bestandteil einer Marke (in Ver- 
bindung mit einem Bilde) ausmache oder ob sie allein die 
Marke repräsentiere. Mit diesem Satze ist ein Konflikt ge- 
löst worden, der in der französischen Markenrechtsprechung 
ausgebrochen war^ 

IL Der Begriff des Markenrechtsgutes ist 
durch die Konvention abgesehen von der An- 
erkennung der Firmenmarken und des Waaren- 
zeichens ganz erheblich ausgedehnt worden, in- 
dem auch weitere kommerzielle Bezeichnungen 
im internationalen Unionsgebiete unter einen 
Rechtsschutz gestellt werden. 

Art. 10 der Konvention lautet folgendermassen : 

Die Bestimmungen des vorstehenden Artikels (Beschlagnahme) sind auf 
jedes Erzeugniss anwendbar, welches fälschlich den Namen eines 
bestimmten Ortes als Angabe der Herkunft trägt, wenn 
diese Angabe mit einer fingierten oder in betrügerischer 
Absicht entlehnten Geschäftsfirma verbunden ist 

Als interessierter Teil wird jeder Fabrikant oder Handeltreibende 
betrachtet; der an der Fabrikation dieses Erzeugnisses oder am Handel 
mit demselben beteiligt und an dem fälschlich als Herkunft bezeich- 
neten Orte niedergelassen ist. — 



^ Vgl. Rendu, Propriöt^ industrielle HI No. 283 und Conferenci^ inter- 
nationale. Paris 1880. S. 97. 
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In Rom wurde an der internationalen Konferenz folgender 
Zusatz beschlossen^: 

1. Jedes Produkt, welches unerlaubter Weise eine unwahre Bezeichnung 
der Herkunft trägt, kann in sämmtlichen Yertragsstaaten bei der Ein- 
fuhr mit Beschlag belegt werden. 

Die Beschlagnahme kann sowohl in dem Lande, wo die unwahre 
Bezeichnung angebracht worden ist, als auch in demjenigen, in welches 
das Produkt eingeführt wurde, vorgenommen werden. 

Die Beschlagnahme erfolgt entweder auf Verlangen der Staats- 
anwaltschaft oder einer beteiligten Partei, Person oder Gesellschaft, 
gemäss der internen Gesetzgebung eines jeden Staates. 

Die Gerichte jedes Landes haben zu entscheiden, welche Benennungen 
zu Folge ihres allgemeinen Charakters nicht unter die gegenwärtigen 
Bestimmungen fallen. Die Behörden sind, im Falle von Transit, nicht 
zur Beschlagnahme verpflichtet. 

2. Eine betrügerische Absicht, in dem in Alinea 1 des Artikels 10 der 
Konvention vorgesehenen Falle, liegt nicht vor, wenn nachgewiesen 
wird, dass diese Bezeichnung im Einverständniss mit dem Fabrikanten, 
dessen Name den importierten Produkten beigesetzt ist, angebracht 
worden ist. 

Wenn diese Normen der internationalen Konvention ein- 
verleibt werden, so geht diese Union weit über das Marken- 
recht hinaus und schafft internationalrechtliche Garantieen für 
den geschäftsraässigen Verkehr: die Pflicht der kom- 
me rziellenWahrh eit wird hier zur vertragsmässigen 
internationalen Rechtsregel erhoben. Es ist nicht 
mehr blos die „trade mark", sondern auch die „trade de- 
scription", welche unter den Schutz des internationalen 
Privatrechts gestellt wird, — ganz gemäss dem Voi^ange des 
englischen Markengesetzes von 1887 *. Damit wird ein Fortschritt 
begründet, der eine tief ethische Bedeutung für die 



^ Vgl. auch noch Droz im Journal de droit intern. XIII S. 17. — 
Die in Rom beschlossenen Zusätze (siehe Conference internationale de 
Bome 1886) haben noch nicht die allgemeine Billigung der Kontrahenten 
gefunden. Vgl. Schweiz. Bundesbl. 1888. II S. 28. 

2 Vgl. Henry Lowndes Wright, The merchandise marks act, London 
1887. Das Gesetz ist von Cruesemann ins Deutsche übertragen: das eng- 
lische Waarenzeichengesetz von 1887 (Berlin 1888). Vgl. auch Gold- 
schmidts Z. N. F. XX S. 160, femer Pataille XXXIV S. 171, sodann Browne, 
Law of trade marks, London 1888, ferner Propriätö industrielle IV S. 36, 60, 
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Handelswelt hat. Das kommerzielle Gewissen wird 
damit auf dem Weltmarkte besonders geschärft. Und dies ist 
ein grosser Triumph. 

Ich stehe durchaus auf dem Boden dieser Be- 
strebungen, allein ich möchte doch betonen, dass 
dieselben nicht das Mark eure cht berühren, sondern 
allen jenen gewissenlosen Machinationen den 
Krieg erklären, welche die französiche Judikatur 
als concurrence d^loyale^ bezeichnet. Das Gleiche 
ist z. T. auch von dem Entwurf zu einer Ergänzung des schwei- 
zerischen Markenschutzgesetzes zu sagen ^. Der Missbrauch 
von Diplomen, Medaillen u. s. w. ist durch ein besonderes fran- 
zösisches Gesetz reprimiert®. 

Auch das deutsche Recht rauss meiner Ansicht 
nach diesen Begriff der concurrence döloyale auf- 
nehmen. Dieser Rechtsbegriff ermöglicht es, vielen ver- 
werflichen Handlungen des Wettbewerbes gründlich den Garaus 
zu machen. 

in. Was die Waarenzeichen anbetrifft, so stellt 
die Konvention den Satz auf, dass ,sich ihr Cha- 



69, 85. S. auch meine Broschüre Das Markenstrafrecht auf Grund des eid- 
genössischen Markenschutzgesetzes. Bern 1888. S. 42 — 44 u. 69. Das eng- 
lische Gesetz wird jetzt wieder revidiert (Propriet^ industrielle I V S. 1 1 1). 

^ Das französische Recht geht davon aus, dass gewisse äusserliche 
Zustände zwischen dem wirthschaftenden Subjekte und dem Absatzgebiete 
geschützt werden. Vgl Mayer in Goldschmidts Z. N. F. XI S. 362 ; Gaston 
Meyer, Concurrence deloyale Nr. 35. Rendu, Marques de fabrique Nr. 507> 
auch Waelbrock, Cours de droit industriel Nr. 292, femer E. Bert, De la con- 
currence döloyale (Paris 1888). Der französisch-rechtliche Begriff ist auch 
in der eidgenössischen Judikatur anerkannt (A. E. X S. 367). Das 
frühere zürcherische Recht kannte ihn nicht (§. 1834 und Rech-B. 1878 
Nr. 35 u. 36). Auch das gemeine Recht steht auf dem Boden der aqoi- 
lischen Culpa und des Dolus R. G. Civs. IX 163. Das Präjudiz in Seuffert 
21, Nr. 55 steht vereinsamt da. Ich verweise auch auf Brunstein, Der Schutz 
des Fabrik- und Geschäftsgeheimnisses. Wien 1887. 

2 Vgl. Bimdesbl. 1886 III S. 546. Ueber den Namen einer Lokalität 
Propri6t6 industr. IV S. 65 und Pataille XXXIV S. 337 (Champagne). 

8 Pataille XXXII S. 5. 
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rakter nach dem Heimaths- oder Nationalitäts- 
rechte richte (Art. 6). 

Die Wirkung dieser internationalrechtlichen Norm ist die, 
dass ein Waarenzeichen, welches den Erfordernissen der heimath- 
lichen Gesetzgebung entspricht, in allen Unionsländern ge- 
schützt werden muss (vergl. Art. 6 der Konvention und Schluss- 
protokoll Nr. 4 ^) und dass also Angehörige solcher Länder auf 
dem Weltmarkte begünstigt werden, welche den Markenrechts- 
begriff sehr weit fassen. Umgekehrt werden diejenigen benach- 
teiligt, welche ihn enge interpretieren, 

Dambach hat diesen Satz der Konvention als „sehr be- 
denklich" bezeichnet^. Ich kann dieser Ansicht nicht bei- 
pflichten. Ich halte es umgekehrt für durchaus lo- 
gisch und sachlich begründet, dass eine franzö- 
sische Marke inDeutschlandSchutz verdient, wenn 
sie nach dem französischen Gesetze eingetragen 
ist und diesem entspricht, und dass eine deutsche 
Marke in Frankreich sich nach deutschem Gesetze 
richtet. 

Ich mache dafür drei Gesichtspunkte geltend: 

1. Bei dem entgegengesetzten Systeme, d. h. wenn jeder Staat 
seine besondern und eigentümlichen Requisite aufstellen 
könnte, würde eine Marke im Auslande thatsächlich nicht 
geschützt werden können. Diese Schutzlosigkeit entspricht 
wahrlich dem internationalen Rechte nicht. 

2. Es würde überdies die Einheitlichkeit der Marken 
vereitelt^. 

3. Ein ausgezeichnet begründetes Urteil des Appellations- 
gerichts Leipzig hat den Rechtszustand, den Dambach als 



^ Der Ausdruck in Nr. 4, der nur von der „Form" der Marke spricht, 
ist ungenau. Der CTharakter derselben liegt in Frage. Daher mag 
es kommen, dass England eine Norm für die Konferenz in Rom vorschlug, 
welche die Sache noch klarer stellt, als sie schon ist (Conference inter- 
nationale de Rome S. 12). 

2 Dambach in v. Holtzendorffs Handbuch des Völkerrechts III S. 600. 

^ Kohler, Das Recht des Markenschutzes S. 471. 

Meili, Internat. Unionen. 4 
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„sehr bedenklich" hinstellt, als unbedingt richtig und allein 
zulässig anerkannt. Ich citiere wörtlich: 

Dem Rechtsschutze der Marken liegt zu Grunde die Würdigung 
der gegenwärtig von den meisten Kulturstaaten durch Zusicherung 
eines Rechtsschutzes anerkannten hohen kommerziellen Bedeutung 
des Waarenzeicheus , beziehentlich der Xamen und Firmen, inso- 
weit diese zur Bezeichnung von Waaren benutzt werden, einer 
Bedeutung, die insbesondere im internationalen, also das Rechts- 
gebiet des einzelnen Staates überschreitenden Verkehre hervortritt 
und welche die Fürsorge veranlasst hat, dass die im einzelnen 
Staate geschützte Marke auch in dem andern Staate 
geschützt werde.' Die Wichtigkeit des Waarenzeicheus nament- 
lich für den Weltverkehr ist ... . mehrfach hervorgehoben worden — 

Der deutsche Gesetzgeber kann selbsteinleuchtend den Fremden 
nicht nöthigen auch für den ausländischen Staat, in welchem er 
seine Handelsniederlassung besitzt, eine nach der Vorschrift in 
§ 3 2 für zulässig zu achtende Marke anzunehmen. Die Führung 
einer einheitlichen über mehrere Länder, beziehent- 
lich die ganze Erde hin gehenden Marke liegt aber 
anerkannt im Interesse des Handelsverkehrs .... 

Ist einmal diese Existenz eines rechtlichen Bedürfioisses an- 
erkannt worden, dass die in dem einen Staate geschützte Marke 
auch in dem anderen Staate geschützt werde, so scheint auch die 
Eonsequenz zu fordern, dass die fremde Marke in dem 
letztern so wie sie ist und in ihrem Heimathstaate Schutz 
gefunden hat, geschützt werde, mithin den in dem andern Staate 
erlassenen auf die Beschaffenheit der schutzberechtigten Marke 
bezüglichen Vorschriften nicht unterlieget 

Nun ist es vollständig richtig, dass der deutsche Richter 
vermöge dieser Argumentation Markenbilder von Auswärtigen 
schützen muss, die er im internen Recht nicht als Rechts- 
güter ansehen würde. Die deutsche Markenjudikatur scheidet 
scharf von einander Marken und Etiketten: jene schützt sie, 
diese erklärt sie für vogelfrei. Allein ich gestatte mir unter 
Berufung auf meine Ausführungen an einem andern Orte^ zu 
sagen, dass an diesen Unterschieden garnicht fest- 
gehalten werden sollte®. 

^ Vgl. auch Propriete industrielle HI S. 15 und R. G. Strafs. XIV 
S. 65, 234, sowie Civs. XXI S. 1. 

^ Siehe mein Markenstrafrecht S. 16 — 19 und 66. 

® In der gleichen Lage ist der schweizerische Richter, wie der deutsche. 
Denn das schweizerische Gesetz unterscheidet auch zwischen Marke und 
Etikette. Siehe mein Markenstrafrecht S. 66. 
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Weder das Reichsgericht noch die deutsche 
Doktrin war imStande, die beiden Erscheinungen 
klar auszuscheidend Und ich behaupte, dass alle Liebes- 
mühe umsonst sein werde. 

Ich gebe zu, dass man der französischen Praxis formell einen 
Vorwurf machen kann: sie fasst sehr viele Bezeichnungen 
als Marke auf, die vielleicht dazu in That und Wahrheit nicht 
gezählt werden sollten^. Der wirkliche und essentielle Unter- 
schied , der festgehalten werden muss , ist: Markenschutz 
(d. h. gleichwertiger Schutz der Marken und Etiketten) und 
Opposition gegen die concurrence d61oyale. 

Die Konvention hat weitere wichtige Sätze in Art. 6 i. f. ^, 
Art. 7* und 9 fixiert, allein ich begnüge mich hier darauf zu 
verweisen. 

IV. Im Interesse des internationalen Rechts- 
gutes wurde ein Prioritätsrecht zu Gunsten der 
auswärtigen Marken anerkannt, resp. eine Sperr- 
frist von 3 resp. 4 Monaten fixiert (Art. 4). 

Grundsätzlich kommt für die Berechtigung einer auslän- 
dischen Marke der Zeitpunkt in Betracht, da sie im Heimaths- 
lande registriert resp. entstanden ist. Allein in der Zwischen- 
zeit von der Eintragung im Heimathsstaate an bis zur Re- 



1 Vgl. R. G. Civs. XVni S. 86. Daude, Lehrbuch des deutschen 
Urheberrechts S. 284 Note 1, ist auf die Frage eingegangen, allein seine 
Erörterungen überzeugen mich nicht. Auch die Marken (nicht blos die 
Etiketten) können „zur Bezeichnung des äusserlich nicht erkennbaren In- 
halts von Gefässen oder Hüllen oder zur Verschönerung des äussern An- 
sehens angebracht sein". Ja Daude gibt mit Recht zu, dass auch Bilder, 
welche Etiketten genannt werden, effektiv juristisch Marken sind, wenn 
sie „lediglich" dazu bestimmt sind, die Waare von den Waaren anderer 
Gewerbtreibenden zu unterscheiden. Vgl. auch R. G. Strafs. XIV S. 63. 

« Ich verweise auf Pataille, Annales XI S. 109, XIV S. 381, XV S. 171, 
XVm S. 294, XXIII S. 69. Vgl. übrigens XXXIU S. 350. 

^ Am wenigsten Spass versteht, was hervorzuheben ist, die Türkei. 
Alles, was irgendwie anstössig ist, gibt Anlass zu einem Veto. Vgl. das 
österr. Handelsmuseum Bd. 3 S. 533. 

* Vgl. darüber Kohler S. 214 und einen Entscheid des Schweiz. 
Bundesger. in A. E. XIH S. 427. 

4* 
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gistrierung im auswärtigen Staate könnten Manöver gespielt 
werden und dadurch würde der auswärtige Markeninhaber 
geprellt. 

Um dieses bedenkliche Resultat zu verhüten, giebt es 
drei Wege: 

a) Es wird festgestellt, dass die auswärtige Marke durch die 
gleiche oder essentiell gleiche inländische nicht verdrängt 
werden könne. 

b) Es wird eine Sperrfrist aufgestellt, innerhalb welcher 
jede nach der Eintragung im Heimatsstaate erfolgte Ein- 
tragung im Auslande dahinfällt Dieser Weg ist von der 
Konvention eingeschlagen worden^ (Art. 4). 

c) Die Errichtung eines Weltmarkenregisters. Die 
Schweiz hatte an der Konferenz in Rom den Vorschlag 
gemacht, ein fakultatives internationales Markenregister 
einzuführen^, Köhler^ hält den Plan für unausführbar. 

2. Betreffend den Schatz der Erfindungen. 

Nichts kennzeichnet wohl so scharf die Veränderlichkeit 
und Wandelbarkeit menschlicher Anschauungen als die Be- 
strebungen für und gegen Patentgesetze, — speziell auch in 
der Schweiz. 

Seit 1849 wurde zu wiederholten Malen, aber ganz ver- 
einzelt versucht, den Patentschutz in der Schweiz einzuführen, 
allein ohne Erfolg. Im Jahre 1861 ersuchte die preussische 
Regierung den Schweiz. Bundesrath um Auskunft über die 
Folgen, welche der Mangel eines Gesetzes über Patente in der 
Schweiz ausgeübt habe. Der Bundesrath holte ein Gutachten 
ein von den Professoren BoUey und Kronauer in Zürich und 
diese beiden Autoritäten sprachen sich gegen die Erfindungs- 
patente aus*: „Der schweizerische Gewerbefleiss sei im Re- 



^ Nicolas et Pelletier, Manuel Nr. 245. 

^ Conference internationale de Rome S. 43. Vgl. auch Monzilli a. 
a. 0. S. 94. 

8 Kohler a. a. 0. S. 474. 

* Es ist abgedruckt in der Schweiz, polytechn. Z. VII S. 41 f. 
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viere der Hinkenden der einzig aufrecht und gerade Gehende." 
Als die Frage wieder auftauchte, hielt man sich an diesen Satz 
und sie wurde damit als erledigt betrachtete 

Seit wenigen Monaten besitzt auch die Schweiz ein Patent- 
gesetz ^, — ein noth wendiges Uebel, wie ein Schriftsteller 
meint ^, eine durchaus motivierte Abschlagszahlung an die Ge- 
rechtigkeit, wie ich sage. 

Jedenfalls ist soviel sicher, dass jetzt fast alle Staaten 
Patentgesetze haben, — auch die Türkei und Griechenland*. 
Eine grossartige Fortentwicklung des Patentrechts ist durch 
die internationale Konvention bezeichnet, der was diese 
Materie anbetrifft intensive Arbeiten vorausgingen^. Die 
Patentfrage ist von Haus aus universell: la mati^re 
des brevets d' invention est d'un int^ret absolument universel ®. 

Was nun die Ergebnisse und den Inhalt dieser Rechts- 
union "^ anbetrifft, so darf folgendes kurz gesagt werden. 



1 Mit prophetischer Ahnung fügt aber Rivier in der Revue de droit 
intern. I S. 621 in einem kleinen historischen Apergu hinzu: autant du moins 
qu' on peut parier de quelque chose de däfinitif sur la terre. 

2 Ueber die Bemühungen fiir ein Patentgesetz vgl. Gans, Etüde sur 
la protection 16gale des inventions Geneve 1886 und meine Broschüre über 
die Frage des Schutzes der Erfindungen, sowie der Marken, Muster und 
Modelle in der Schweiz (Bern 1878). 

3 Hilty, Jahrbuch m S. 900/1. 

* Vj?l. Gareis, Patentgesetzgebung I — IV, und Alfred Carpmael und 
Eduard Carpmael, Patent laws of the world, London 1885. — Eine kurze 
üebersicht giebt Rolin-Jaequemyns in der Revue de droit Internat. I 600. 

^ Vgl. die Berathungen anlässlich der Wiener Weltausstellung (1878), 
Rolin-Jaequemyns in der Revue de droit intern. VI S. 304. Ueber den Kon- 
gress in Paris (1878) die Broschüre le congr^s international de la propriäte 
industrieUe tenu ä Paris en Sept. 1878 (Beme 1878). Vgl. auch Lyon-Caen 
in der Revue d. d. i. XV S. 604. 

® Mit Recht sagt dies die Redaktion in der Revue de droit intern. II 
S. 160 als Appendix zu den Bemerkungen von A. Matile I S. 310 imd II 
158. — Bezüglich der Literatur verweise ich auf Kohler, Deutsches Patent- 
recht (1873X femer dessen Schrift Forschungen aus dem Patentrecht (1888) 
und auf Daude, Lehrbuch des deutschen Urheberrechts S. 234. 

"^ Vgl. James Johnson und J. Henry Johnson, The patentees manual 
5. Aufl. (London 1884) S. 462—466 und S. 306—509, Alfred Carpmael 
und Eduard Carpmael, Patent laws of the world S. 653—659 und Nicolas 
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I. Die Erfindung wird in der ganzen Union als ein 
in t ernational es Eechtsgut anerkannt und geschützt. 

Bis zum Erlasse des schweizerischen Patentgesetzes bestand 
nun die höchst eigentümliche Anomalie, dass derjenige Staat, 
welcher zum Depositar und gewissermassen Garant dieser völker- 
rechtlichen Eechtsgüter erklärt und berufen war, die Erfindungen 
nicht schützte. Es ist mir vollkommen begreiflich, dass das 
Deutsche Reich und Oesterreich - Ungarn einer solchen Union 
nicht beitreten wollten. 

Allein dieses Haupthinderniss ist durch den Er- 
lass eines schweizerischen Patentgesetzes jetzt weggefallen. 
Patentlos sind unter den Unionsgliedem nur noch die Nieder- 
lande, allein auch sie werden sich ihren internationalen Pflichten 
nicht entziehen können. Frankreich hatte für die internationale 
Konferenz in Rom einen Zusatz zu Art. 2 der Konvention vor- 
geschlagen, womach die zur Union gehörenden Staaten ihre 
interne Gesetzgebung über das industrielle Eigentum in dem 
möglichst kürzesten Zeitraum zu kompletieren habend Dieser Zu- 
satz wurde zwar nicht angenommen, wohl aber ein darauf, ge- 
richteter Wunsch ausgesprochen^. 

Die Niederlande werden wohl darauf Rücksicht nehmen, 
so dass dann in der That alle Unionstaaten die internationale 
Rechtspflicht vertraglich auf sich nehmen, die Erfindungen 
(gerade wie die Marken ^) zu schützen, wie dies beim geistigen 
Urheberrechte der Fall ist. 



et Pelletier, Manuel de la propriet^ industrielle S. 265. Eine kurze Exe- 
gese bei Dambach a. a. 0. S. 600. 

^ Conference internationale de Rome S. 96, 97, 109. 

2 Vgl. a. a. 0. S. 169. 

^ Die Schweiz arbeitet auch an einem Gesetze über den Schutz zu 
Gunsten der Muster und Modelle : Schweiz. Bundesbl. 1888 I S. 653—672 
u. jetzt 1889 I S. 33. Vgl. die Bemerkungen von Kohler, Propriöte indu- 
sü'ielle IV S. 62/3. Die theoretische Grenzbereinigung des Modellrechtsguts und 
der Erfindung ist schwierig wie Kohler hier sagt Es ist zu verweisen auf 
Philipon, La propri^t^ des dessins et modales (Paris 1880) Nr. 24 und 229 f., 
Fauchille, Traite des dessins et modeles industriels (Paris 1882) S. 59 und 
64, Pouillet, Traite des dessins et modeles de fabrique (Paris 1884) Nr. 27. 
Das deutsche Gesetz gibt keine Definition, was Constant S. 64 lobt Vgl. 
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Das Schlussprotokoll Kr. 2 erörtert noch den Begriff des 
Patentrechtsguts. 

IL Es wird ein Prioritätsrecht begründet zu 
Gunsten der ersten ineinem Lande der Union vor- 
genommenen Anmeldung. Dieses Prioritätsrecht 
hindert dritte Unberechtigte, das gleiche Rechts- 
gut in andern Ländern zu erwerben. 

An dieser Bestimmung nahm Deutschland besonders An- 
stoss* und ich kann nicht bestreiten, dass sie für dieses Land 
Schattenseiten mit sich führt. Das deutsche Gesetz umgibt die 
Erteilung von Patenten mit sorgfältigen Garantieen: es huldigt 
nicht dem französischen Grundsatze, dass Jedem, welcher eine 
Erfindung gemacht zu haben behauptet, ein Patent erteilt werden 
müsse 2. 

Gewiss muss auch gesagt werden, dass theoretisch das 
Vorprüfungsverfahren und das deutsche Aufgebotsverfahren einen 
entwickelteren Rechtszustand darstellt als das blosse Anmel- 
dungssystem ^. 

Auf der andern Seite ist es von hoher Bedeutung, 
dass deutsche Erfindungen auf dem Weltmarkte 
geschützt werden. Und dies wird nur geschehen, wenn 
Deutschland der Union beitritt. Ueberdies halte ich daran, 
dass auch das ganze Patentrechtssystem durch den Beitritt von 
Deutschland (und Oesten-eich) einer neuen Diskussion unter- 
worfen wird, und es ist zu beachten, dass das französische 
System schon bei seiner Einführung lebhaft angefochten worden 



Dambach, Das Musterschutzgesetz (Berlin 1886) S. 15 und 16, und Seward 
Brice, Law practice and procedure relating to patents designs and trade 
marks (London 1885) S. 103. Ich mache auf einen interessanten Entscheid 
des Schweiz. Bundesgerichts aufinerksam (A. E. XIV S. 245 basci^les auto- 
matiques). 

^ Dambach a. a. 0. begleitet sie mit dem Ausrufe „sehr bedenklich". 

2 Diesen Zustand der französischen Gesetzgebung hat man zutreffend 
charakterisiert, indem man sagte: le brevet n'est qu'un simple certificat 
d'enregistrement. 

^ Das Vorprüfungs- und Aufgebotsverfahren hat auch Mängel. Vgl. 
Brunstein, Zur Reform des Erfinden'echts (Wien 1885) z. B. S. 31. 
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ist^. Auch in Deutschland wird gegenwärtig an einer Revision 
des Patentgesetzes gearbeitet^. 

In Rom wurde weitläufig über Art. 5 der Konvention ge- 
stritten und ich mache hierauf im Vorbeigehen aufmerksam^. 

lieber die verschiedenen nicht unbedeutenden Schwierig- 
keiten wird nur eine Ausgleichung der internen Patentrechts- 
normen hinweghelfen oder eine Gesetzgebung, welche für die 
zivilisierten Staaten direkt Geltung hätte. 

Sollte es nicht möglich sein, auf Grund neuer internatio- 
naler Satzungen ein System ausfindig zu machen, welches den 
deutschrechtlichen Standpunkt sorgfältiger Rechtsgarantieen bei 
Erteilung von Patenten wahren würde? Ich glaube es doch. 

Eventuell müsste eben Frankreich (mit den ihm nach- 
gebildeten Gesetzgebungen) sein Registrierungssystem verlassen. 



^ Klostermann, Patentgesetzgebung aller Länder S. 326, 329 2. Aufl. 

2 Kohl er in Proprietä industrielle IV S. 88, femer in Jherings Jahi- 
büchem N. F. XIV S. 414. Gareis in Conrads Jahrbüchern N. F. XVI S. 56. 

' Conference internationale de Rome (1886) S. 12, Diskussion S. 99 — 
108 und Beschluss S. 164. Vgl. auch Nicolas et Pelletier, Manuel Nr. 119 — 
122, sowie Conference internationale 1880 S. 64 f. 



Zweiter Teil. 

Reflexionen über die Fortbildung der internationalen 

Unionen. 



Die internationalen Rechtsunionen, welche ich nun kurz 
besprochen habe, sind nach ihrem inneren Gehalte und nach 
der ganzen Perspektive, weiche sie der Jurisprudenz eröffnen, 
ausserordentlich wichtig. 

Darf man vielleicht sagen, dass diese Schöpfungen des 
modernen Rechtes die Anfänge eines Weltrechtes für bestimmte 
Materien darstellen und dass ein Weltrecht überhaupt sich 
daran aufbauen werde? 

Zitelmann hat in einem Vortrage in der juristischen 
Gesellschaft zu Wien die Möglichkeit eines Weltrechts aus all- 
gemeinen prinzipiellen Gesichtspunkten dargethan^ Wer so 
lange wie ich im praktischen Leben gearbeitet hat, ist für blosse 
Schwärmereien und solche kühne Gesichtspunkte, die nichts als 
ein leuchtendes Zukunftsbild eröffnen, nicht eingenommen: 
grosse Programme zu entwerfen, ist überhaupt sehr einfach. 
Die Anhänger eines allgemeinen Weltprivatrechts und die 
Vertreter einer etwas bescheideneren Abschlagszahlung, welche 
von einem europäischen^ oder von einem allgemeinen deutsch- 
österreichischen Civilrechte^ reden, machen auf mich einen nur 
massigen Eindruck: sie gleichen jenen Leuten, welche die 

^ Zitelmann, Die Möglichkeit eines Weltrechts. Wien 1888. 

2 Vgl. Moulin, ünite de l^gislation civile en Europe, Paris 1865. 

° Zitelmann a. a. 0. S. 24. 
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Angelruthe unendlich weit in den See werfen, aber niemals 
Fische fangen. 

Zwar bin ich auch der Meinung, dass der Bechtsidealismus 
eine achtbare Grösse ist: die Individuen und die Völker be- 
dürfen desselben, weil er allein ihnen hinweghilft über unend- 
lich viele Täuschungen, welche das tägliche Leben darbietet. 
Allein die blosse Begeisterung kann in die Bilanz der praktischen 
Diplomatie nicht ziflFermässig eingestellt werden. Ein verstän- 
diger Realismus, getragen von einem idealen Zuge, kann uns 
allein im internationalen Rechte weiterbringen, — ein Realismus, 
der Rücksicht nimmt auf das Tempo der Geschichte, auf die 
praktischen Bedürfnisse des Lebens und auf den gegenwärtigen 
Zustand des Völkerrechts. 

Darüber kann kein Zweifel walten, dass diebestehendeö 
Rechtsunionen für diese so markierte Entwickelung eine 
grosse Rolle spielen werden: sie sind in der That einzelne 
Marksteine, welche speziell auch im internationalen Privat- 
rechte von der grössten Wichtigkeit sein werden. 

Allein von Erfolg werden alle weiteren Bestrebungen 
nur unter gewissen Umständen und Voraussetzungen sein. 
Und dies sind die Fragen, über welche ich mich hier noch 
aussprechen möchte. 

L 

Vor allem mussnach meiner Meinung darauf 
hingewirkt werden, dass das Recht dersämmtlichen 
internationalen Unionen von einem wissenschaft- 
lichen Centralorte aus doktrinell gepflegt wird. 

Nun ist aber im Deutschen Reiche und an einzelnen Orten 
der Schweiz die Eigentümlichkeit zu konstatieren, dass an den 
Universitäten das Recht der Weltverkehrsanstalten so wenig 
als das Recht des geistigen Eigentums selbständig und los- 
gelöst von den übrigen Teilen der Rechtswissenschaft darge- 
stellt \Nird. Diese Fragen, welche das moderne Recht im 
Weltverkehre aufwirft, entbehren immer noch eines wissen- 
schaftlichen Domiziles. Ja man darf speziell auch vom 
internen Verkehi^srechte sagen, dass es in Deutschland noch 
nicht einmal zunftfähig geworden ist. 
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1. Das Verkehrs- und Transportrecht. 

Das Eisenbahnrecht wird in Verbindung mit den 
Fracht Verhältnissen in der Regel vom Vertreter des Handels- 
rechtes (soweit dafür ganz ausnahmsweise Lehrstühle be- 
stehen ^), resp. vom Dozenten des deutschen Rechts abgewandelt 
und daneben wird es auch im Staats- und Verwaltungsrechte 
und in der Nationalökonomie berührt. Und doch dürfte es 
kaum etwas Unrichtigeres als diese Zerbröckelung und Los- 
lösung der einheitlichen und durchaus selbständigen Materie 
geben. Die ganze Verzweigung des Stoffes muss nach folgenden 
grossen Gesichtspunkten^ erörtert werden: 

a) die historische Entwicklung (Eisenbahngeschichte), 

b) die Entstehung der Eisenbahnen und das Verhältniss zum 
Staate, 

c) der Betrieb, 

^ Es ist rein unvei-ständlich, dass das so ausserordentlich verzweigte 
und schwierige Gebiet des Handelsrechts nicht überall durch selbstän- 
dige Lehrstühle vertreten wird. Dies geschieht in den Ländern 
deutscher Zunge nur in Berlin und Wien (sowie in Zürich). Wie ganz 
anders steht dies in den Nachbarstaaten! Glaubt man im Deutschen Reiche 
wirklich auf die Dauer, dass das Handelsrechtsgebiet von den Germanisten 
genügend kultiviert werden könne? Diese Ansicht ist unhaltbar. Es bleibt 
hier noch ausserordentlich viel zu thun. Die geschichtlichen Unter- 
lagen des Handelsrechts sind noch nicht erschöpfend dargestellt. 
Das römische Handelsrecht ist leider auch noch nicht geschrieben, — 
kurz um dieses Gebiet tief und gründlich zu fassen, ist die volle 
Kraft eines Juristen und die stete Konzentration desselben auf diese 
Fragen nothwendig. — Die hervorgehobene Erscheinung ist um so auf- 
fallender, als das deutsche Handelsrecht (wie in Frankreich) seinen eigenen 
vom Civilrecht getrennten Weg geht und das Prinzip der Arbeits- 
teilung sonst mit Respekt behandelt zu werden pflegt. 

2 Ich verweise auf meine Schrift Das Recht der modernen Verkehrs- 
und Transportanstalten und auch auf Manara, II diritto ferro viario, 
Bologna 1888, namentlich auf S. 58 f. Diese Abhandlung erschien zunächst 
im Archivio giuridico vonSerafiniXL S. 88f. Das von Eger begonnene 
preussische Pjsenbahnrecht ruht auf ähnlichen Dispositionen. Vgl. auch 
Endemann, Das Eisenbahnrecht. Die weitere Litteratur findet sich detailliert 
und wie ich glaube, ziemlich erschöpfend in meiner vorhin zitierten Schrift 
angegeben. 
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a) Frachtvertrag, 
ß) Peraonentransport, 

d) die Verpfändung und Liquidation der Eisenbahnen, 

e) das Eisenbahnstrafrecht, 

f) das internationale Eisenbahnrecht. 

Daneben muss natürlich die Technik des Eisenbahnwesens 
separat behandelt werden. 

Nun ist es allerdings richtig, dass in neuerer Zeit an drei 
preussischen Universitäten (Berlin, Bonn und Breslau) Vor- 
lesungen über verschiedene Teile des Eisenbahnrechts („die 
Eisenbahnbetriebslehre, die Eisenbahnverwaltungslehre und die 
Lehre des Eisenbahnrechts") gehalten werden. Diese Neuerung 
ist der Energie des preussischen Staates und speziell 
dem Ministerium der öffentlichen Arbeiten zu verdanken*. 
Die übrigen deutschen Staaten sind diesem guten Beispiele 
noch nicht gefolgt. 

Allein diese Rechtsmaterie ist auch inPreussen 
nicht etwa dem Universitäts stoff organisch ein- 
gegliedert. Das Ministerium hat die Vorlesungen angeordnet 
und es kann sofort wieder auf die Frage zurückkommen. Ja 
nach der ganzen Art, wie z. B. in Berlin die Vorlesungen über 
Eisenbahnrecht ausserhalb des Universitätskataloges angekündigt 
werden müssen, hospitiert im Grunde das Eisenbahnrecht an 
der Universität: gewissermassen verschämt werden die Vor- 
lesungen in den Zeitungen unter dem Striche nach den andern 
Materien anhangsweise angekündigt und in den Bäumen der 
Universität werden sie als Gastrollen gegeben. 

Damit ist der Barometerstand dieser Disziplin scharf 
markiert: Die Materie des Eisenbahnrechts wird 
nicht als ein legitimer Bestandteil der Rechts- 
wissenschaft anerkannt^. 



1 Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen, Jahrg. 1882 S. 457—468. 

^ Es ist mir allerdings gesagt worden, dass diese eigentilmliche 
Situation keineswegs auf das Konto der Regierung zu schreiben sei, sondern 
dass sie auf die Macht der Universitatsschablone zurückgeführt werden 
müsse. Es steht mir nicht zu, die Frage weiter zu berühren, allein sei dem 
wie ihm wolle, so sollte doch eine Lösung gefunden werden können, 
um den realen Bedürfnissen des Lebens entgegenzukommen. 
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Es ist eben, wie wenn dem modernen Recht jene Weihe 
fehlen würde, welche in den durch die Vergangenheit ge- 
heiligten Rechtsdisziplinen liegt. Indessen möchte ich betonen, 
dass auch die modernsten Erscheinungen des Lebens ohne 
Künstelei an das römische Recht wenigstens angelehnt 
werden können, nur gilt es sie mit einem neuen wissenschaft- 
lichen Geiste zu durchdringend 

Gerade jetzt sollten auf dem modernen Eisenbahnrechts- 
gebiete grosse Arbeiten an die Hand genommen werden. 
Angesichts der internationalen Eisenbahnrechts- 
union müssen die einzelnen Gruppen der Eisenbahnrechts- 
satzungen dargestellt werden, z. B. in folgenden Einteilungen : 

1. die Gruppe des französisch-italienischen Rechts, 

2. die Gruppe des englisch-amerikanischen Rechts, 

3. die Gruppe des deutsch-österreichischen Rechts, 

4. die Gruppe des schweizerischen Rechts. 

Das Postrecht pflegt in den Vorlesungen an den deut- 
schen Hochschulen sehr kurz abgewandelt zu werden, und das 
Telegraphenrecht erscheint als eine Materie, die nicht 
weiter zu berücksichtigen sei. Ohne diese Thatsache wäre es 
nicht möglich gewesen, dass das Haftpflichtrecht im Telegra- 
phenwesen so gründlich ignoriert wurde und dass die staatsrecht- 
liche Frage so gänzlich ungeordnet blieb, wie es geschehen ist ^. 
Umgekehrt begreift es sich leicht, dass das Telephonrecht 

^ Darüber kann natürlich kein Zweifel bestehen, dass die Materie 
wissenschaftlich behandelt werden muss. Dann werden die Studenten 
zu ihr auch hingezogen werden. Es überrascht mich allerdings, dass die 
Vorlesungen über Eisenbahnrecht in Berlin von ungefähr 20 Studenten 
belegt und regelmässig von 15 besucht werden. Herr Geheinu*ath Gleim, 
der die Materie doziert, hat mir selbst über diesen Zudrang Mit- 
teilungen gemacht. An der Universität Zürich, an welcher nur etwas über 
60 Juristen zu studieren pflegen (nicht über 1500 wie in Berlin), ist meine 
Vorlesung über das Eisenbahnrecht stärker besucht als diejenige in Berlin. 
Das Gleiche gilt von meiner Vorlesung über das Postrecht. 

* Anlässlich der Diskussion des deutschen Handelsgesetzbuches wurde 
der Telegraph als „ein ausserordentliches Korrespondenzmittel" angesehen 
(Protokolle von Lutz II S. 568). Wir stehen immer noch unter dem Banne 
dieser Formel. Bekanntlich spricht das deutsche Handelsgesetzbuch nicht 
vom Telegraphen. 
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bisanhin ignoriert wurde, weil es eine ganz neue Rechtsprovinz 
ist. Indessen ist es der Beachtung auch sehr wert. 

Die im guten Sinne populärsten Rechtsanstalten 
desmodernen Verkehres, mit denen jeder Staatsangehörige 
ohne Ausnahme in unzählige Beziehungen tritt, stehen nach 
dem Gesagten in Deutschland ohne diejenige se- 
parate wissenschaftliche Vertretung da, welche 
ihnen gebührt. Da aber, wo das Bedürfniss dazu erkannt 
wurde, geschieht es mit dem Ausdrucke der Unebenbürtig- 
keit gegenüber den anderen Teilen des Rechts. Hierin liegt 
eine unmotivierte Verachtung der novae tabulae des modernen 
Rechts und ich glaube nicht zu weit zu gehen, wenn ich sage, 
dass die Klagen gegen die Universitätsbildung zum Teil auf 
diese Umstände zurückzuführen sind. Und wenn man etwa 
glauben sollte, das Recht der modernen Verkehrsanstalten leide 
an einer gewissen Geistesarmuth, so möchte ich doch auf meinen 
Grundriss über das Recht dieser Institute verweisen. 

2. Das ganze Industrierecht ^ 

(d. h. das Patentrecht, Markenschutzrecht und das Recht der 
Muster und Modelle) sollte ebenfalls eingehender behandelt wer- 
den. Mit der selbständigen und intensiven Berücksichtigung die- 
ser Gegenstände an den Universitäten wird auch die Jurisprudenz 
mitten in das frische Leben der Welt hineingestellt ^. Das Studium 
dieser Materien erweitert den Gesichtskreis des Juristen und 
bringt ihn in Zusammenhang mit den grossen Werkstätten des 
Handels und den Laboratorien der Technik. Freilich wachsen 
damit auch die Aufgaben, welche die Juristen zu lösen haben, 
und in der modernen Welt gilt es mehr als je, die Spring- 
fedem des Geistes zu stählen und den unermesslichen Stoff des 
praktischen Lebens auf Grund einer allgemeinen Bildung sich 



^ Zutreffend so genannt z. B. von R. Renouard, Du droit Industrie! dans 
ses rapports avec les principes du droit civil sur les personnes et sur les 
choses, Paris 1860. 

2 Einen ähnlichen Gedanken hat Seligsohn früher in der Juristischen. 
Gesellschaft geäussert. Vgl. 29. Jahresbericht der Juristischen Gesellschaft 
in Berlin S. 35. 



— 63 — 

anzueignen. Gerade das Studium dieser Rechtsdisziplin wird 
von einem wahrhaft befruchtenden Einflüsse auf die Juristen 
sein, aber es muss ebenso energisch als gründlich angefasst 
werden. Die Menschheit ist denn auch technisch seit einem 
Jahrhundert mindestens so weit gekommen als zuvor in vielen 
Jahrtausenden. Es ist also ein kleiner, aber motivierter 
Tribut an die Neuzeit, wenn die Jurisprudenz sich anschickt, 
diese Erfolge doktrinell zu verwerten. 

3. Das Urheberrecht an geistigen Erzengnissen der Wissen- 
schaft nnd Kunst. 

Hier ist nicht zu übersehen, dass schon in der ersten 
internationalen Konferenz Deutschland es gewesen ist, welches 
eine gleichförmige Gesetzgebung einzelner bestimmter Par- 
tieen des Urheberrechts für die ganze Union befürwortet 
hattet Damals war denn auch beantragt und beschlossen 
worden, wenigstens dahin gehende Wünsche auszusprechen^ 
(considörant qu'une codification internationale est dans la force 
des choses et s'imposera tot ou tard). In der folgenden Konferenz 
hielt man dies für un nötigt 



Dies sind die hauptsächlichsten allgemeinen Gesichtspunkte, 
gemäss welchen sich die intensivere Berücksichtigung der modernen 
Rechtsdisziplin an den schweizerischen und deutschen Hoch- 
schulen empfehlen sollte. Indessen ist dabei noch ein Um- 
stand scharf zu betonen : Die mit den internationalen Rechts- 
imionen verbundenen Rechtsgüter und die dadurch geordneten 
Satzungen müssen vom rechtsvergleichenden Stand- 
punkte aus dargestellt werden. Dies geschieht in Deutsch- 
land erst recht nirgends. Angesichts jener internationalen Ver- 
waltungseinrichtungen *, welche der schweizerische Staat als völ- 



^ Constant, Code g^n^ral des droits d'auteur S. IX Note 1. 

* Actes de la Conference internationale 1884 S. 29, 65 u. 66. 

' Actes de la deuxieme conf^r. intern. 1885 S. 57. — Weitere Wünsche 
der litterarischen Gesellschaft siehe im Journal de droit intern. 1888 S. 710. 

* Preuss, Gemeinde, Staat, Reich als Gebietskörperschaften (1889) 
S. 120 spricht in Anspielung auf die in Bern bestehenden Centralämter 
von organisierten völkerrechtlichen Einheiten über den Staaten. 



— 64 — 

kerrechtlicher Mandatar hütet, ist es absolut nöthig, die in 
diesen Materien bestehenden nationalen Anschauungen sorg- 
fältig zu studieren, sie zu verstehen und an der weiteren Ent- 
wickelung derselben durch die komparative Methode 
zu arbeiten. Das ganze Transport- und Verkehrsrecht, sowie 
das Industrie- und Autorrecht kann also nicht auf dem iso- 
lierten Boden eines vereinzelten Staates erörtert werden : 
Dies ist der heilsame Druck, den die reale Exi- 
stenz der genannten Rechtsunionen auf die Wis- 
senschaft ausübt. Gerade so aber, wie das Gedeihen des 
internationalen Rechtes davon abhängt, dass es in grossen und 
freien Pflanzstätten kultiviert wird, verhält es sich auch mit dem 
Rechte unserer internationalen Unionen. Und das Deutsche 
Reich würde wohl schwerlich die baldige Schöpfung eines ein- 
heitlichen Civilgesetzbuches erleben, wenn nicht die Landes- 
universitäten den idealen Gedanken eines für die ganze ger- 
manische Nation geltenden Gesetzbuches warm gehalten hätten, 
eines einheitlichen Rechtes, welches das festeste und zäheste 
Band der Unzerbrechlichkeit um sie schlingen wird. Es ist 
dies ein Gesichtspunkt, der bei aller Berechtigung der Kritik 
nie aus den Augen verloren werden darf^ 

Indessen ist das, was ich hier ausführe, nur das verein- 
zelte Bild aus einer grossen juristischen Fläche: die doktri- 
nelle Pflege der internationalen Rechtsunionen erscheint schliess- 
lich als das Teilstück einer grösseren Gedankenreihe. Es wird 
damit appelliert an die Aufgaben, welche der rechts verglei- 
chenden Jurisprudenz und dem internationalen 
Privatrechte gestellt sind. 

Dieser neue Teil der Rechtswissenschaft ist es, der in 
Deutschland und in der Schweiz ernsthafter^ an die Hand 



^ Nach einer Zusammenstellung sind jetzt schon über 140 selbständig 
betitelte Kritiken des deutschen Entwurfs erschienen (8 Oktavseiten fuUt 
die Liste) — nicht zu sprechen von den vielen Zeitungsartikeln. 

^ In dieser Beziehung ist in beiden Ländern noch ausserordentlich 
Vieles nachzuholen. In Italien , England, Frankreich bestehen seit 
längerer Zeit ordentliche Professuren tür das internationale Privatrecht. 
Das Deutsche Reich und Oesterreich thun in dieser Richtung 
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genommen, in Ehren gehalten und kultiviert werden muss. So- 
bald das internationale Privatrecht ^ und (wie man wenigstens 
kurz sagen darf) die durch die Koexistenz verschiedener 
Staaten und Rechte hervorgerufene Möglichkeit privatrecht- 
licher Konflikte eine reale Berücksichtigung findet, ist auch die 
rechtsvergleichende Jurisprudenz auf den Schild erhoben. Und 
umgekehrt, sobald die Juristen die fremden Sprachen studieren 
und Interesse gewinnen an dem Rechte anderer Völker, erhebt 



nichts oder beinahe nichts. Ja die Materie wird an den Universi- 
täten, soviel ich sehen kann, nicht einmal gelesen. Die Litteratur ist 
wie immer in solchen Dingen das getreue Spiegelbild des gegenwärtigen 
Zustandes und des geistigen Niveau der Disziplin. Der einzige Reprä- 
sentant dieser Materie ist das Buch von v. Bar, Das internationale Privat- 
und Strafrecht (1862), mit der Bearbeitung in v. Holtzendorffs Encyklopädie, 

4. Aufl. S. 673—718. v. Bar hat die Grundlagen von Savigny (System Vm 

5. 1—367) und von Wächter (civ. A. 24, 231, 25, S. 1, 161, 361) weiter ent- 
mckelt. In Oesterreich ist Vesque v. Püttlingen, Handbuch des in Oester- 
reich geltenden internationalen Privatrechts, 2. Aufl. 1878, massgebend. 
Wie ganz anders steht hier die auswärtige Litteratur da! Ich verweise 
auf Story, Commentaries on the conflict of laws, 8. Aufl. 1883, Wharton, 
On the conflict of laws, 2. Aufl. 1881, Westlake, Private international law 
(übersetzt von v. Holtzendorff 1884), die grosse Arbeit von Dudley Field, 
Projet d'un Code international, die französischen Arbeiten von Laurent, 
Droit civil international, 8 Bände, Foelix, Droit international priv^, 4. Aufl. 
1866, ausser Asser-Rivier sodann A. Weiss, Traitö 616mentaire de droit inter- 
national priv6 1886, Vincent u. Pänaud, Dictionnaire de droit intern, prive, 
— Pasquale Fiore, Diritto intemazionale privato (übersetzt von Pradier 
Fod^re) und die Arbeiten von Mancini, Lomonaco, Pierantoni, Brusa, Fusi- 
nato u. A. Welch' grossartige Verdienste hat hier die Revue de droit 
international und das Journal de droit international von Clunet aufzuweisen. 
Auch die Arbeiten des Institut de droit international sind in Deutsch- 
land nicht genügend gewürdigt und jedenfalls wissenschaftlich nicht 
verwertet. Und doch wird die Geschichte einmal dankbar anerkennen, 
dass die praktische Rechtsschule des Institut Vorarbeiten von grosser Be- 
deutung geliefert hat. 

^ Holland opponierte gegen diese Bezeichnung, Revue de droit intern. XII 
S. 573 u. 574 („expression compos6e d'une mani^re si barbare"). Der 
Name ist meiner Ansicht nach ganz passend und vollständig eingebürgert 
Der Taufiiame, den Savigny verwendete (Die Lehre von dem räumlichen 
Herrschaftsgebiete der Rechtenormen) ist zu umständlich. Die Bezeichnung 
intermunicipal law kann zumal in Deutschland nicht Anspruch auf freund- 
liche Au&ahme erheben. 

Meili, Intornat. Unionen. 5 
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sich auch die Möglichkeit, jene Kollisionen dem Rechte ent- 
sprechend vermöge genauer Kenntniss der fremden Gesetz- 
gebung zu lösen und auf eine allmähliche Ausgleichung 
hinzuarbeiten ^. 

Allerdings muss man, das glaube ich bemerken zu sollen, 
bei diesen Bestrebungen ein weises Mass und eine gewisse Be- 
schränkung beachten. Nicht alles, was über die fremden Völker 
geschildert wird, gehört der Disziplin des Rechtes an: Ein- 
zelnes ist in das „Museum für Völkerkunde" zu verweisen. 
Aber die Ethnographie wird die Unterlage der Vergleichung 
sein, soweit sie sich auf juristische Fragen und Institute be- 
zieht, und wie die Naturwissenschaften die Anschauung der 
Welt ins Auge fassen , so muss auch die Rechtswissenschaft 
bei ihrer grossen Materie induktiv vorgehen. Es muss auch 
einmal ein juristisches Museum gegründet werden. Von 
diesem Gesichtspunkte aus wird uns auch z. B. Indien, 
China, Japan in hohem Grade interessant, und wir sagen heute 
in Deutschland auch als Juristen wie zu Zeiten des Plinius: 
semper aliquid novi Afriea affert* Gerade Arbeiten, wie sie 
von Kohler in der Zeitschrift für vergleichende Rechtswissen- 
schaft (die er in Verbindung mit Bemhöft und G. Cohn her- 
ausgibt) herrühren, sodann Publikationen von Post und Ande- 
ren sind die Vorboten der nahen Entwickelung der neuen 
Rechtsdisciplin. Alle Blüten der grossen internationalen Rechts- 
gemeinschaft sind also sorgfältig zu hegen und mit der Liebe 
des Gärtners zu pflegen. Allein ich möchte bei dieser 
Gelegenheit und bei aller Anerkennung jener Lei- 
stungen betonen, dass die internationalen Ver- 
waltungsinstitute und das an ihnen aufgebaute 
Recht uns weit näher liegen. Und doch ist dafür so zu 
sagen noch nichts geleistet worden! Aber es ist ernst- 



^ Eine scharfe Betonung der Pflicht, vergleichende Rechtsstudien zu 
treiben, findet . sich schon bei L. Stein, Die Geschichte des dänischen Civil- 
prozesses, Kiel 1841 (Vorrede). Aus der neueren Zeit vgl. Laurent, Droit 
civil international I Nr. 450, II Nr. 3 S. 14. Vgl. auch die energische 
Sprache von Schulze im Annuaire de l'Institut de droit international V 
S. 84, 35. 
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haft darauf aufmerksam zu machen, dass das internationale 
Privatrecht dogmatisch gepflegt werden muss. Die bekannte 
Theorie, wonach zunächst das inländische Recht auch auf inter- 
nationalrechtliche Rechtsverhältnisse anzuwenden sei, ist frei- 
lich eine bequeme Formel^, allein sie ist unbrauchbar. 
Darin bestehen die unendlich grossen Schwierigkeiten und 
Feinheiten des internationalen Privatrechts, dass nach wissen- 
schaftlichen Gesichtspunkten festzustellen ist, welchem 
Rechte die einzelnen von Angehörigen verschiedener 
Nationen begründeten Verhältnisse zu unterstellen seien 2. 

Es ist ein fernerer Gesichtspunkt, den ich signalisieren 
möchte. Die Grossartigkeit der Ideen allein bringt die Juris- 
prudenz nicht weiter: es hilft also nichts, zu sagen, dass das 
Recht im objektiven Sinne überall gleich sein müsse. Es 
ist eben verschieden und es wird noch lange verschieden 
bleiben. Daher muss das anwendbare Recht aufgesucht 
werden. Dabei ist natürlich die Solidität im theoreti- 
schen Aufbaue der ganzen Materie absolut nöthig. 
Auch von diesem Gesichtspunkte aus wird es viel klüger sein, 
mit einzelnen Teilen zu beginnen und diese beson- 
ders zu bearbeiten. Auch hier also präsentieren sich wiederum 
in natürlicherweise die internationalen Rechts- 
unionen und das von ihnen beherrschte Rechtsgebiet. 

Dabei ist nicht zu vergessen, dass die fraglichen Unionen 
auf Kündigung abgeschlossen sind. Nur wenn gründliche 
Wissenschaft an diese Institute herantritt, ist ihre Zukunft und 
die Möglichkeit weiterer Annexionen auf ähnUchen Gebieten 
gesichert. Es steht also bei dem Schicksale unserer Unionen 
vieles auf dem Spiele. Der Rohstoff der internationalen Unions- 
verträge muss gereiniget und der Boden wissenschaftlich ge- 
pflügt werden. 



1 Vgl. z. B. R. G. Civs. XXI S. 137. 

* Die alte Schablone der Statutentheorie bildete früher ein grosses 
geistiges Band im internationalen Hechte. Eine beachtenswerte historische 
und kritische Beurteilung dieser Theorie liefert A. Lain^, Introduction au 
droit international privö I S. 47 f. (Paris 1888). 

5* 
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Wenn die internationalen Unionen auf diese Weise ge- 
pflegt werden, so kann ihre Zukunft nicht zweifelhaft sein. 
Und der Geist, der in ihnen lebt, ist wahrlich für die Wissen- 
schaft verlockend , — es ist ein Hauch des Weltgeistes, 
dessen Niederschlag sie sind. Unter dieser wissenschaftlichen 
Beleuchtung werden die Unionen sich weiter entwickeln und 
es ist nicht unmöglich, dass sich mit einigem völkerrechtlichen 
Idealismus nach und nach Appellationshöfe herausbilden, 
welche über die in Frage liegenden internationalen 
Eechtsgüter endgültig entscheiden ^ Denn im Grunde ist es 
eine logische Entwicklung, um welche es sich dabei handeln 
würde: Angehörige verschiedener Staaten, welche über die 
privatrechtliche Bedeutung der in den Rechtsunionen sanktio- 
nierten Rechtsgüter streiten, sollten in der That an einen inter- 
nationalen Gerichtshof appellieren können. Dem internationalen 
ordo juris würde sich ein internationaler ordo judiciorum an- 
schliessen. Dieser Appellationshof über jene privatrechtlichen 
Eechtsgüter wäre gewissermassen einem modernen internatio- 
nalen praetor peregrinus vergleichbar. Dass ich für jene Idee 
nicht eintrete, nach welcher alle Streitigkeiten zwischen den 
Völkern schlankweg Schiedsgerichten übertragen werden sol- 
len, habe ich wohl kaum nöthig besonders zu betonen. Und 
wenn die Schweiz in neuerer Zeit mit der Republik Salvador 
(1883/84) einen Freundschafts-, Niederlassungs- und Handels- 
vertrag abgeschlossen hat, so mag das für den Weltfrieden 
zwar beruhigend wirken, aber die darin enthaltene Schieds- 
gerichtsklausel (Art. Xni) ist doch ein Vorgang, welcher nur 
völkerrechtlichen Schwärmern imponieren kann. Auch hier heisst 
es schrittweise vorgehen und mit einzelnen Fragen den 
Anfang machen zwischen Völkern, deren geographische Lage 
das reale Vorkommen von Streitigkeiten ermöglicht. Wenn 
dies nicht der Fall ist, so sollte man jene Klausel bei Seite 
lassen, weil ihre Fixierung einer völkerrechtlichen Komödie 
gleicht, die auf gleiche Linie gestellt werden muss mit den 



^ Vgl. Goldschmidt, Reglement für internationales Scliiedsgerichts- 
verfahren, Revue de droit international VII S. 277 — ^282. 
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Glaubensartikeln des Abb6 de Saint - Pierre ^ über den ewigen 
Frieden und mit ähnlichen Träumereien^. 

Allein auch das von mir vertheidigte Resultat der Ent- 
Wickelung fällt nicht schon dann als reife Frucht in den 
Schooss, wenn man die internationalen Unionen bloss von ferne 
bewundert: jeder Fortschritt muss auch im Rechte 
erkämpft werden. 

II. 

Neben der wissenschaftlichen Vertretung 
der Spezialmaterien der internationalrechtlichen 
Rechtsinstitutionen, sei es mit oder ohne die 
grosse Stoffansammlung des internationalen Pri- 
vatrechts, ist es auch nöthig, ein stetes Band zu 
schaffen zwischen der Wissenschaft und den inter- 
nationalen Bureaux in Bern, 

Dieser Zusammenhang kann auf mehrere Arten hergestellt 
werden : 

1. dadurch, dass die einzelnen Staaten (und zwar nicht blos das 
Deutsche Reich) zu den internationalen Konferenzen auch 
sprachenkundige juristische Spezialisten abordnen, 
welche selbstverständlich auch die Vorlagen zu begutach- 
ten hätten, 

2. dadurch, dass die einzelnen Staaten verschiedenen Per- 
sonen, d. h. an die „magni auctores" der Materie, eine 
Art intemationalrechtliches jus respondendi erteilen. 

3. dadurch, dass die Staaten die Bureaux der internationalen 
Rechtsunionen in Bern durch wissenschaftliche Kräfte ver- 
stärken. 

In den hauptsächlichsten Staaten, welche den verschiedenen 
Unionen angehören, sollten hervorragende Juristen sich ganz 
speziell auf die Behandlung der fraglichen Materien werfen: 
ich möchte sie die künftigen Internationalisten xar 
s^oxijv nennen. 



1 Vgl. Hertz in den Preussischen Jahrbüchern LXII S. 477 ff. 

2 Pays, le contrat international, Paris 1886. Dieser Schriftsteller pro- 
testiert freilich dagegen, dass er blos nachrede, was der Abbä de Saint-Pierre 
sagt (S. 10, 11). Vgl. auch Journal de droit international 1888 S. 703/4- 
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An Stoff für das Studium und die Arbeit fehlt es wahr- 
lich nicht. Die Literatur über die Materien, welche das Recht 
der bestehenden Unionen behandeln, ist sehr erheblich, wenig- 
stens soweit die einzelnen Partikulargesetze in Frage 
liegen. Von besonderer Bedeutung sind dabei die Arbeiten 
französischer und englischer Juristen und die Judikatur dieser 
Länder, — der deutsche Jurist mag nur die Werke von Kohler 
über Patentrecht und Markenschutz nachlesen: hier wird er 
erkennen, welche Befruchtung dieser Disziplinen aus der Be- 
rücksichtigung dieses auswärtigen Laboratoriums entstanden 
ist. Welche Fülle frischen Stoffes liegt nicht z. B. in Pataille, 
Annales de la propri6t6 industrielle artistique et litt^raire 
(jetzt 33 Bände) ^ 

Nach meiner Ueberzeugung wäre es nun aller- 
dings in erster Linie Sache des schweizerischen 
Bundes, in einer der genannten Richtungen vor- 
zugehen, allein es ist nicht zu übersehen, dass die Schweiz 
ein sehr kleiner Staat ist, dass sie leider keine einheitliche 
einheimische Universität (sehr zu ihrem Schaden!) besitzt und 
dass im Grunde hauptsächlich grosse Staaten den intensiven 
Kultus des internationalen Privatrechts übernehmen sollten^. 

Neben den grossen Residenzuniversitäten in Deutschland 
wäre meiner Ansicht nach insbesondere auch die Universität 
Leipzig für diese Materie zu empfehlen, weil das Deutsche 
Reichsgericht dort seinen Sitz hat und der betreffende 



* Ich möchte raten, dass auch in Deutschland eine ähnliche Zeit- 
schriit mit wissenschaftlicherer Unterlage begründet werde. Dabei 
liesse sich wohl auch die schweizerische Judikatur herbeiziehen. Einstweilen 
ist es sehr verdienstlich, dass Kohl er in zwanglosen Heften Abhandlungen 
über das Patent- und Industrierecht (mit Gesetzestexten und Ur- 
teilen) publiziert. 

^ In der Schweiz ist neulich mit Recht das Gefühl zum Ausdruck 
gebracht worden, dass der Bund hier intervenieren sollte. In der von 
Regierungsrath Dr. Zutt in Basel verfassten Broschüre, betitelt Die Unter- 
stützung der kantonalen Hochschulen durch den Bund (1888), S. 16 wird em- 
pfohlen „einige Lehrstühle für internationales Recht, nament- 
lich Verkehrsrecht zu errichten". Es ist dringend zu raten, dass 
der Bund dieses Begehren berücksichtige. 
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Dozent in stetem Kontakt mit den zu erledigenden Rechts- 
fällen gesetzt werden und eine Verbindung von Praxis und 
Theorie möglich gemacht werden könnte, deren gegenseitige 
Ergänzung noch lange nicht genug erkannt zu sein scheint. 

m. 

Ganz besonders wäre es nach meiner Auf- 
fassung auch nothwendig, die bestehenden Zeit- 
schriften-Organe der internationalen Bureaux 
qualitativ umzugestalten. 

Ich habe die publizistischen Arbeiten, welche die inter- 
nationalen Bureaux in den Zeitschriften veröffentlicht haben, 
vom Beginn ihrer Wirksamkeit an geprüft und verfolgt. Es 
erscheinen 

1. das Journal t616graphique seit 1869, 

2. die Union postale seit 1875, 

3. La Propri^t^ industrielle seit 1885, 

4. Le droit d'auteur^ seit 1888. 

Ich glaube mich nicht unrichtig auszudrücken, wenn ich 
sage, dass die wissenschaftliche Ausbeute der drei ersten 
Zeitschriften (die vierte will ich vorläufig auf der Seite lassen) 
sehr gering ist, soweit es sich um die Staats- oder privat- 
rechtlichen Fragen handelt. Aber ich möchte scharf hervor- 
heben, dass ich mir natürlich über die technischen Arbeiten 
kein Urteil erlauben will. Ferner muss ich anerkennen, dass 
das internationale Telegraphenbureau im Jahre 1876 eine 
sehr tüchtige Leistung, betitelt „La legislation t616graphique", 
publiziert hat: es ist dies eine sorgfältige und mit Reflexionen 
begleitete Sammlung der Telegraphengesetee , die zuerst im 
Journal t616graphique erschien. Ich möchte hier auch lobend 
die vielen Arbeiten von Dr. Rothen, Adjunkt der schweizerischen 
Telegraphendirektion, erwähnen, die am gleichen Orte publiziert 
wurden. Dasselbe wird wohl noch von einigen anderen gesagt 
werden können 



^ Der Name ist nicht ganz korrekt und sogar unbegreiflich ange- 
sichts dessen, was in den Actes de la deuxieme Conference internationale 
(1885) S. 40 steht. 
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Allein was das internationale Postbureau in der „Union 
postale" bisanhin geleistet hat, ist schwer zu sagen. Eine trockenere 
und unbedeutendere Zeitschrift kann es doch wohl kaum geben, 
— natürlich sind auch hier einige ^rari nantes in gurgite vasto" 
vorbehalten. Ich glaube — und dies könnte die einzige Ent- 
schuldigung für die Vergangenheit sein — dass das inter- 
nationale Postbureau bald mit grossen Leistungen, welche es 
hoffentlich in der bisherigen langen Zeit seiner Existenz auf- 
gespeichert und sorgfältig präpariert hat, hervortreten werde. 

Mit sehr guten Vorsätzen ist die Zeitschrift le droit 
d'auteur ins Leben getreten S und es ist anerkennend hervor- 
zuheben, dass eine Reihe von Spezialisten verschiedener Staaten 
in einem nicht offiziellen Teile juristische Fragen erörtern 
und Berichte aus den Unionsstaaten abgeben. 

Nach meiner Meinung sollten die internationalen Bureaux 
ein grosses Arbeitsprogramm entwerfen und insbe- 
sondere dafür sorgen: 

1. dass alle Gesetze der Welt sowohl über die Verkehrs- und 
Transportanstalten als auch über das Urheberrecht nach 
einem einheitlichen Gesichtspunkte gesammelt werden, 
ähnlich den grossen Zusammenstellungen von Borchard über 
die Wechselgesetze und über die geltenden Handelsgesetze 
des Erdballes^; 

2. dass diese Sammlung auch stattfinde bezüglich der gericht- 
lichen Präjudizien; 

3. dass das ganze Material doktrinell verarbeitet werde; 

4. dass ein Zentralarchiv für die ganze Litteratur und Gesetz- 
gebung geschaffen werde. 

Das neue geistige Reich, das die internationalen Rechts- 
unionen der Jurisprudenz eröffiien, kann keinen Ruheplatz 
gewähren. Vielmehr verlangt der grosse internationalisierte 
Horizont ein gewaltiges Schaffen, Sammeln und Vergleichen. 

Nur auf diese Weise können grosse Werke entstehen und 
sorgfältige rechtsvergleichende Arbeiten. 

^ Speziell ist auf die Ausführungen im Droit d'auteur I §. 31 — 33 
zu verweisen. 

^ Die Sammlungen sind freilich nicht tadelfrei, aher sie enthalten 
doch einen sehr achtbaren Anfang. 



I 
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Der Zustand des internationalen Privatrechts in diesen 
Spezialgebieten muss aufgedeckt, seine Lücken erörtert und 
erkannt werden und man muss die aus dem ewigen Weh 
und Ach der Gesetzesverschiedenheiten entstehenden Barrieren 
fühlen: so wird sich die Nothwendigkeit der Ausgleichung 
geltend machen. Die Vergleichung ist der juristische Vorbote 
der Ausgleichung. 

Nach dem Gesagten sollte es möglich sein, in den Zeit- 
schriften der internationalen Bureaux eine Art wissenschaft- 
lichen Hauptquartiers^ für die Rechtsunionen anzubahnen, 
das für das weitere internationale Privatrecht von grosser Be- 
deutung werden könnte. 

IV. 

An dem Schicksale der internationalen Rechts- 
unionen hängt in der That auch der Ausblick in 
die grössere juristische Zukunft: »diz buchelin (der 
internationalen Verträge) is dy blume" des internationalen 
Rechts, so könnte man, an alte Bezeichnungen anknüpfend, 
wohl sagen. 

Wie so? 

Wenn die internationalen Rechtsunionen sich entwickeln, 
so kann dies nur in der Weise geschehen, dass mit dem der Ge- 
schichte eigenen Temperamente die internationalen Rechts- 
sätze schliesslich zum direkten Dogma der sämmtlichen Unions- 
einwohner emporgehoben werden. Diese Ausweitungstendenz wird 
» zuerst beim Eisenbahnrechtskodex erfolgen, weil hier ein kom- 
pletes Gesetzbuch vorliegt und eine erhebliche Dissonanz in den 
internen und internationalen Satzungen namentlich da auf die 
Dauer nicht ertragen werden kann, wo der Ausländer besser 
gestellt ist als der Inländer. Mit Naturnothwendigkeit 
wird dieser vollständigen internationalen Gesetz- 
gebung die Neigung innewohnen, direkt gelten- 
des Eisenbahnrecht in der Union zu werden. 



^ Vom internationalen Rechte gilt, was Cicero vom römischen sagte: 
legum custodiam nuUam habemus (de leg. UI 20): Ein Sammelort oder 
Centralarchiv muss gebildet werden. 
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Der gleiche Prozess wird nachher im geistigen Urheber- 
rechte eintreten, wie nicht minder im Industrierechte, schon 
deswegen, weil unausweichliche Kollisionen sich 
geltend machen werden zwischen dem Rechte 
der internationalen Unionen und den internen 
Satzungen^ 

Wenn diese Ausgleichungstendenzen von Erfolg begleitet 
sein werden und wenn überhaupt Vorsorge dafür getroffen wird, 
dass die internationalen Rechtsunionen grosses Ansehen er- 
langen, so wird der praktische Reingewinn nicht ausbleiben. 

Einmal wird die successive Erreichung des berührten 
Zieles eher möglich sein: im Galopp wird auch dies freilich 
nicht geschehen. Aber sicherlich kann auf die Dauer die 
juristische Doppelspur der Rechtsunionen für internationale 
Verhältnisse und der internen Gesetzgebung für Angehörige des 
gleichen Staates nicht fortbestehen. 

Ueberdies wird der juristische Ausgleichungsprozess, 
der sich auf bestimmte Spezialgebiete beziehen wird, auch 
fruchtbare Folgen äussern auf die juristische Dogmatik und auf 
das weitere interne Recht, was eine grosse Bedeutung 
hat zumal für diejenigen Staaten, welche nach einer nationalen 
Ausgestaltung und Konzentration des Rechtes ringen, also so- 
wohl für Deutschland als für die Schweiz. 

Am dankbarsten sollte freilich auch hier wie- 
der dieSchweiz sein. Ihr sind die Institutionen der inter- 
nationalen Bureaux zur Verwaltung anvertraut worden 2, und 



^ Der Humor wird dabei nicht ausbleiben ! Ich mache im Vorbeigehen 
darauf aufioerksam, dass nach dem Unionsvertrage das Uebersetzungsrecht 
dem Autor während zehn Jahren zusteht Im schweizerischen Rechte 
wird dasselbe als dem Urheberrechte inhärent angesehen (Art. I.4), aber 
zeitlich begrenzt auf fünf Jahre (Art. 2.3). Ein schweizerisches Werk kann 
also von einem Schweizer in fönf Jahren , von einem Deutschen erst in 
zehn Jahren übersetzt werden. Ein ähnlicher Humor dieses neuesten 
Rechtes wird in anderen Staaten zu verzeichnen sein. Freilich liegen, wenn 
man genau zusieht, ernsthafte Dissonanzen vor, welche unmöglich lange 
fortbestehen dürfen. 

^ Auch das internationale Eisenbahncentralamt wird in der Schweiz 
sein Zelt aufschlagen. 



— 75 - 

dieses Land sieht nun die denkbar grössten juristischen 
Gegensätze vor sich. Auf der einen Seite sind jene welt- 
rechtlichen Gestalten, die vielleicht in nicht kurzer Zeit 
in einem grossen internationalen Palaste vereinigt werden, auf 
der andern Seite liegen die Produkte des engsten Denkens 
und Horizontes: es sind zwei juristische Welten auf einem 
kleinen Flecke Erde vereinigt! Es ist dringend zu hoffen, 
dass die Sonne des Internationalismus auf die schweizerischen 
internen Zustände befruchtend wirke. Wie unendlich gering 
sind doch die Fortschritte in der schweizerischen Unifikation! 
Abgesehen vom Obligationenrecht, das seit 1. Januar 1883 in 
Kraft steht, und einzelnen Spezialmaterien (z. B. Eisenbahn- 
recht, Zivilstand u. s. w.) ist das sonstige Privatrecht noch der 
Gesetzgebungshoheit der kleinen Kantone unterworfen, das 
Zivil- und Strafprozessrecht ist im Gegensatze zu Deutschland 
nicht unifiziert und das Strafrecht bildet eine chaotische 
Agglomeration der verschiedensten Gebildet Der schweize- 
rische Bundesstaat liefert den Beweis, wie unendlich schwer 
und langsam der so natürlich und einfach scheinende Ge- 
danke einer Rechtsunifikation zum Durchbruch kommt. Welche 
Zeit und welche Kraftanstrengung ist nothwendig, um ein 
schweizerisches „Betreibungsgesetz" und eine Konkursordnung 
zu schaffen! Die „Helvetik" hatte den historischen Prozess 
beschleunigen wollen, indem sie die Einheit proklamierte. Im 
Jahre 1802 begnügte man sich damit, den Gedanken auszu- 
sprechen, es sei ein vollständiges Zivilgesetzbuch und ein 
Zivilprozess zu entwerfen, die den Kantonen zu freier Annahme 
anheimgegeben werden sollten^. 

Aber gesetzt, ich sollte mich darin irren, dass die inter- 
nationalen Rechtsunionen einen Einfluss auf das sonstige interne 
Recht ausüben, so ist doch so viel zweifellos, dass das 



^ In neuester Zeit wurde vermöge der Bemühungen von Prof. Dr. Stoss 
in Bern eine Zeitschrift gegründet, welche das schweizerische Strafrecht 
behandelt und im Sinne seiner Vereinheitlichung thatkräftig wirken wird. 
Ich möchte bei dieser Gelegenheit diese Zeitschrift dem Wohlwollen und 
der geistigen Unterstützung der deutschen Juristen empfehlen. 

a Hilty, Jahrbuch lU S. 896. 
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Wohl und Wehe jener Unionen von entscheidender Bedeutung 
sein wird auf ähnliche Bestrebungen, welche sich in der 
Welt geltend machen: ich meine jene internationalen Aus- 
gleichungstendenzen im Wechsel-, Handels- und Seerechte ^. 

Und dass auf diesen Gebieten eine internationale Uni- 
fikation der Rechtsregeln erfolgen sollte, ist einleuchtend. Das 
Wechselinstitut ist das Beispiel eines juristischen Welt- 
vagabunden im guten Sinne, und ich hoffe, dass die Be- 
strebungen der Kongresse von Amsterdam und Brüssel zum 
Ziele führen werden^. Das Gleiche gilt von der disciplina 
navalis, auf welchem Gebiete seit alter Zeit einzelne einheit- 
liche Sätze bestanden, zu denen neue hinzutraten^. 

Auch im Handelsrechte muss und wird es gelingen, 
einzelne Teile zu vereinheitlichen. Dabei ist namentlich 
an das Aktienrecht, das Recht der Chfeques, der Inhaberpapiere 
und überhaupt an das Recht zu denken, das mit der Börse 
(welche die ganze Welt exploitiert und neuestens auch ihrerseits 
internationale Unionen gründet) zusammenhängt. 

Gewiss hat aber die Rechtsnivellierung ihre be- 
stimmten Grenzen: die Klänge der heimathlichen Glocken 
werden auch im Rechte wohl stets einen besonderen Zauber 
ausüben. Jedenfalls kann ich an eine baldige Erstehung eines 
allgemeinen Weltrechts, von dem Zitelmann schreibt, 
dass es nur eine Frage der Zeit sei*, nicht glauben. 
Nur da, wo entweder wirkliche Weltinstitute be- 
stehen, oder da, wo gemeinsame reale Interessen 



* Vgl. darüber Fick, Bausteine zu der Unifikation des Handelsrechts 
in Conrads Jahrbüchern N. F. IX S. 1—16 und namentlich auch G. Cohn, 
Drei rechtswissenschaftliche Vorträge (1888) S. 100—138. 

^ Vgl. G. Cohn in der Zeitschrift fiir vergl. Rechtswissenschaft IV 
S. 1 — 226, S. VII 437 ; derselbe, Beiträge zur Lehre vom einheitlichen Wechsel- 
recht 1880, femer Th. Barclay, Assimilation des lois concemant la lettre 
de change, le billet k ordre et le ch^que 1888, Bluntschli in der Zeitschrift 
für vergl. Rechtswissenschaft n S. 341, 342 und Speiser in der Zeitschr. f. 
Schweiz. R. N. F. Vül S. 143. 

* Vgl. Lewis, Die New- York u. Antwerp rules in Goldschmidts Z. 
N. F. IX S. 491. 

^ Zitelmann a. a. 0. S. 13. Die Wendung ist freilich doppelsinnig. 
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der zivilisierten Erde in Frage liegen, kann es nicht zweifelhaft 
sein, dass mit unendlicher Langsamkeit, d. h. eben 
in dem Tempo der Geschichte, gleiche Rechtssätze sich heraus- 
bilden. Denn das Recht ist ja im Grunde nur die praktische 
Philosophie des sozialen Lebens. Soweit also insbe- 
sondere die wirthschaftlichen Interessen des 
Weltverkehrs eine gemeinsame Ordnung der 
Rechtsfragen verlangen, ist die Unifikation des 
Weltrechts zu fördern und da auch als unaufhalt- 
sam zu erklären. In dieser Begrenzung ist die Be- 
gründung einer zivilistischen Magna Charta der Welt (oder der 
zivilisierten Verkehrsvölker) möglich und erwünscht. 

Anstatt aber kühnen Gedanken nachzuhängen und dabei 
die bestehenden Schwierigkeiten fröhlich und bequem zu 
ignorieren, scheint es mir richtiger zu sein, ganz besonders 
den positiven Institutionen des Völkerlebens seine Auf- 
merksamkeit zu schenken und das mit den internationalen 
Unionen zusammenhängende Recht dogmatisch zu kultivieren. 
An diesen Anfängen rankt sich das künftige 
Spezialweltrecht, von dem ich vorhin gesprochen habe, 
empor. Hierin liegt, ich möchte sagen, die juristische 
Statik der Rechtsunionen. 

Die Rechtswissenschaft muss die ihr dadurch neu ge- 
schaffene Aufgabe übernehmen und lösen. Sie wird dabei die 
Ueberzeugung gewinnen, dass das moderne Rechtsleben 
eine grössere Berücksichtigung verdient und dass es namentlich 
gilt, das internationale Privatrecht^ sowie das heutige 
Handelsrecht, femer das Spezialrecht der Verkehrs- 
anstalten und das Recht der modernen Unionen an 
den Hochschulen und Universitäten regulär zur Vertretung 
zu bringen, sowohl in Deutschland als in der Schweiz. 

Zur wirklichen Lösung so schwerer Aufgaben sind freilich, 
wie ich im Vorbeigehen schon sagte, grosse Völker vorzugs- 
weise berufen. Auf den Schultern einer hervorragenden Nation 

^ In Frankreich bestehen Professuren für das internationale Privat- 
recht seit dem Dekret vom 28. Dezember 1880. Vgl. Lain^, Introduction 
au droit international prive XVI. 
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muss der Kultus des internationalen Privatrechts, des Völker- 
rechts und des modernen Rechts überhaupt ruhen. Und ich 
meine, es wäre eine stolze Aufgabe, welche den grossen 
Juristen des Deutschen Reiches zufiele, wenn Deutsch- 
land die intensivere Pflege der neuen Rechtszweige an die 
Hand nehmen würde. 

Ich habe, wie aus meinen früheren Schriften sich zur 
Genüge ergeben dürfte, aus meiner Liebe zu deutscher 
Wissenschaft und zu der grossartigen Rechtsentwicklung des 
neuen Deutschen Reiches nie ein Hehl gemacht, — auch die 
schweizerische Jurisprudenz ruht ganz wesentlich auf germa- 
nischer Bildung. In dieser Thatsache mag auch die Ent- 
schuldigung gefunden werden dafür, dass ich es wagte, hier 
in ganz freier Weise meine Ueberzeugung auszusprechen und 
damit zum Teil praktische Andeutungen zu verbinden. Ich 
vergesse dabei keineswegs, dass Deutschland bezüglich der 
realen Rechtsausgleichung grosse praktische Leistungen 
aufzuweisen hat. Ich brauche nur auf die Emanation des 
deutschen Handelsgesetzbuchs, das' ja in Deutschland und 
Oesterreich gilt, und auf die Wechselordnung hinzuweisen, 
die bei Erlass des schweizerischen Obligationenrechts 
(Abteilung Wechselrecht) mehr als blos das solide Knochen- 
gerüste lieferte. Aus der neueren Zeit kommt hinzu, dass die 
deutsche Konkursordnung, soviel ich höre, in Ungarn fast 
wörtlich kopiert wurde. Allein trotz alledem bleibt es wahr, 
dass besonders doktrinell weit mehr gethan werden solltet 
Und da Deutschland in neuer Kraft erstanden ist und 
glücklicherweise nicht mehr einen blossen geographischen Be- 
griff repräsentiert, darf man wohl sagen, dass auch seine 



1 Die Soci^t^ de Legislation comparee in Paris (zu der auch nicht- 
französische Juristen verschiedener Länder gehören) geht mit gutem Beispiele 
in der Materialsammlung voraus. Sie feierte jüngst ihre zwanzigjährige 
Existenz. Ich mache die deutschen Juristen auf die Publikationen dieser 
Gesellschaft (Annuaire et Bulletins) auch an meinem Orte aufinerksam. Ich. 
füge hinzu, dass auch in Deutschland eine ähnliche Gesellschaft 
begründet werden sollte. Die deutschen Juristen können, wenn sie 
ihre Kräfte sammeln, mehr leisten als die französischen. 
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Pflichten erweitert viurden. Insbesondere eröflhet dasGebiet 
des internationalen Privatrecbts^ den deutschen 
Juristen geradezu eine neue Himmelsrichtung, in 
welcher sie noch grosse Lorbeeren ernten können^. 

An dieses Terrain schliesst sich das internationale 
Verwaltungsrecht an, fllr dessen dogmatische Behandlung 
in Deutschland noch nichts von Bedeutung geleistet wor- 
den ist. 

Erst wenn die deutschen Juristen alle diese 
Materien an die Hand nehmen, kommt auch in der 
Jurisprudenz die Weltstellung zum Ausdrucke, 
die sich das Deutsche Reich nunmehr dauernd 
und glanzvoll erobert hat. 

Speziell sollte Deutschland auch in dem neuen Gebiete 
der internationalen Rechtsunionen die Hegemonie 
übernehmen, denn nichts — und damit möchte ich schliesßen — 

^ Was das Völkerrecht anbetrifft, so ist in neuester Zeit durch das 
grosse Handbuch des Völkerrechts, das v. Holtzendorfif herausgab (Bd. I — ^IV), 
Erhebliches geleistet worden. Vgl. auch die orientierende Schrift von Gareis, 
Institutionen des Völkerrechts, und Neumanns Grundriss. — Bezüglich des 
internationalen Privat rechts ist noch auf die merkwürdige That- 
sache hinzuweisen, dass der Entwurf über das neue deutsche Civilgesetzbuch 
darüber nichts enthält. Die neue Gesetzgebung des deutschen Reiches 
will also vertrauensvoll Alles der Wissenschaft über diese Materie über- 
lassen, wie diese bisher ebenso vertrauensvoll Alles der Praxis anheimge- 
geben hat! Ganz anders lautet eine neuliche Mitteilung aus Montevideo 
vom 11. Januar 1889. Damach traten „die Mitglieder des südamerikanischen 
Kongresses zusammen, um Vorbereitungen für die Herstellung eines Gesetz- 
buches des internationalen Privatrechts zu treflfen". Dazufehlt 
uns nun freilich noch der Beruf. 

2 Welchen grossen Reiz es hat, das internationale Privatrecht zu ver- 
folgen, sehe ich gerade in diesem Wintersemester 1888/89, in welchem 
ich — allerdings zum ersten Male — an der Universität Zürich die 
Materie doziere. Freilich ist der Stoff so ausserordentlich gross, dass 
er eigentlich die Kraft eines Einzelnen völlig in Anspruch nehmen sollte. 
Jedenfalls aber ist klar, dass die Materie nur von solchen Juristen ge- 
lehrt werden kann, welche sich in der Praxis eine Erfahrung in diesen 
Dingen erworben haben. 
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steht erhabener da in der Welt als deutsche Wissenschaft und 
deutsche Methodik, und es giebt unbestreitbar nichts Solideres 
als germanische Gründlichkeit. 

Auch von diesem Gesichtspunkte aus möchte ich dringend 
wünschen, dass Deutschland allen Unionen beitritt. Und dann 
wird auch Oesterreich nicht mehr fem bleiben. 
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